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Februar 2009 erschien die dritte Ausgabe des prager frhling. Das Schwerpunktthema ist "Demokratie und Herrschaft" mit Beitrgen und Artikeln von Chantal Mouffe (University of Westminster, London), Jrgen Peters (IG Metall), Colin Crouch, Franziska Drohsel (Juso-Vorsitzende), die Gruppe Soziale Kmpfe, Sonja Buckel (Universitt Frankfurt) und viele andere mehr. Es geht unter anderem um radikale und brgerliche Demokratie, um Staat und Kapitalismus, um linke Kommunalpolitik und zivilen Ungehorsam frei nach dem Motto: "Democracy against the machine".




Anmerkungen zu den Redaktionsthesen zu Demokratie und Herrschaft



Dr. G. Ahnert

Sehr geehrte Redaktion, 
ich habe zum ersten Mal und erfreut eine Ausgabe des Magazins „prager frühling“ gelesen. 
Spontan habe ich mich deshalb auch zu einer Fördermitgliedschaft entschlossen, da ich der Meinung bin, dass die Linke eine klare visionäre Politik benötigt, die nicht nur geprägt ist von aktuellen Tagesgeschehnissen, sondern aus der wissenschaftlichen Analyse von Gegenwart und Geschichte resultiert. 
Gerade dies fehlt mir derzeitig. Zu oft widersprechen sich aktuelle Politik und Ziele bzw. Visionen, die ich einer linken Politik unterstellen würde. Allerdings bin ich nicht mit allen Thesen einverstanden, die Sie im Heft 3/09 formulierten. 
Sie widersprechen teilweise meinen Erfahrungen und Erkenntnissen und somit meinem gesellschaftstheoretischen Modell. Obwohl ich selbstverständlich davon ausgehe, dass auch 
mein Modell subjektiv und fehlerbehaftet ist, möchte ich meine diesbezüglichen Gedanken zu einigen Thesen mit Ihnen teilen.
Ich konzentriere mich hier auf die Thesen 1 bis 5, da diese Thesen m.E. vorrangig eine gewollte zukünftige Gesellschaftsordnung skizzieren, die folgenden Thesen für mich eher Trajektorien (Weg-Zeitkurven) zu diesem Ziel definieren. Insoweit möchte ich meine Bemerkungen als Diskussionsansatz zur Verbesserung der Thesen verstanden wissen. 
Viele Grüße 
Dr. G. Ahnert

 
die unvollendete 
 
Thesen der Redaktion zu Demokratie und Herrschaft 
Von Redaktion prager frühling 
1.Die Linke hat sich seit ihrem Entstehen für Demokratie eingesetzt. Das Ziel dabei war kurzfristig, die Wehrhaftigkeit der Beherrschten zu verbessern. Perspektivisch ging es um eine Gesellschaft, in der alle frei und gleich ihre Interessen artikulieren können, um auf dieser Basis eine gesellschaftliche Selbststeuerung zu erreichen. Deshalb stellt die bürgerliche Demokratie eine Errungenschaft dar: Wahlrecht, Gewaltenteilung, Rechtsstaat und Meinungsfreiheit sind Essentials linker Politik.
 

Meine Bemerkungen: 
 > Wieso war das „Ziel dabei kurzfristig, die Wehrhaftigkeit der Beherrschten zu verbessern“? 
Wenn wir voraussetzen, dass die Linke weltweit agieren muss (was nicht bedeuten soll, dass sich von außen in andere Länder eingewirkt werden soll) so wird es auf lange Zeit Beherrschte geben, deren Möglichkeiten geringer sind gesellschaftliche Prozesse zu beeinflussen, als die der Herrschenden. 
Somit sollte dies auch in Zukunft eines der Ziele sein. Eine Kurzfristigkeit kann ich nicht erkennen, wohl aber eine Umpriorisierung der kurzfristigen Ziele bzw. deren Priorisierung innerhalb des Programms. 
Was ist „gesellschaftliche Selbststeuerung“? 
> Dies erscheint mir zu unkonkret, da auch in der heutigen Gesellschaftsordnung das System die Beziehungen in der Gesellschaft widerspiegelt, also auch hier eine „Selbststeuerung“ existiert; wohl aber keine erstrebenswerte, welche die Rechte ihrer Individuen auf gleichberechtigter Weise verwirklichen will. Insoweit bedarf es ein Stück Theorie um diesen Begriff möglichst widerspruchsfrei zu definieren. 
> Gleiches trifft auf en Begriff „Rechtsstaat“ und „Meinungsfreiheit“ zu. Auch diesen sehe ich in der heutigen gesellschaftlichen Ordnung höchstens ansatzweise erfüllt, wenngleich bürgerliche Visionäre dies auch wortgetreu umsetzen wollten und wollen. Ist zum Beispiel Meinungsfreiheit bei der Vielzahl von manipulativen Elementen, denen wir unterliegen, überhaupt möglich? Ist das Führen von Interessengruppen ohne Manipulation möglich? Inwieweit ist somit Information ebenfalls eine Produktivkraft mit ungerechten Eigentumsverhältnissen und gehört unter gesellschaftlicher Kontrolle? – Ich vermisse hier einen visionären Ansatz (wobei mir klar ist, dass dieser in Thesen nicht oder schlecht darstellbar ist). Da jede Vision nur über eine zu schaffende Massenbasis materialisierbar ist, finde ich, dass der Begriff der Meinungsfreiheit so substanziell ist, dass man ihn eine eigene These widmen sollte. 
3. Die bürgerliche Demokratie ist eine Herrschaftsordnung, die durch systematische Privatisierung der Produktionsverhältnisse und durch Naturalisierung ökonomischer Prozesse gekennzeichnet ist. Dies führt dazu, dass sich die ökonomischen Gesetzmäßigkeiten hinter dem Rücken der Menschen vollziehen und sich der bewussten demokratischen Steuerung entziehen. Sie führen zudem zu ungleichem Einfluss: Interessen können nicht mehr gleichberechtigt vertreten werden, wenn sie mit unterschiedlicher ökonomischer Potenz wahrgenommen werden. 

 
Meine Bemerkungen: 
 Wieso „Privatisierung der Produktionsverhältnisse“? 
> Wenn es (frei nach Marx) „die Produktivverhältnisse sind, welche Arbeitsteilung und Eigentumsverhältnisse, und somit die Beziehungen der Menschen zur Produktion und zueinander, d.h. ihre gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse wie auch ihre Sitten und Anschauungen bestimmen“, dann sind diese nicht privatisierbar, sie zeichnen sich z. Bsp. durch Aneignung eines großteils des gesellschaftlichen Vermögens durch eine privilegierte Gruppe von Menschen aus. Ist es hier vielleicht besser von einer ungerechten Verteilung und Aneignung von Gütern, Ressourcen usw. (Produktivmitteln) und gesellschaftlichen Mitwirkungsrechten zu sprechen? 
4. Die Linke begnügt sich deshalb nicht mit der bürgerlichen Demokratie, sondern zielt auf eine sozialistische, auf radikale Demokratie: Nicht nur im politischen System, sondern auch in Schule, Betrieb und Familie sollen Aushandlungs- und partizipative Entscheidungsprozesse nicht-legitimierte Herrschaft zurückdrängen. Zum einen müssen hierfür die volkswirtschaftliche Produktionsweise und die betriebswirtschaftlichen Methoden einer demokratischen Steuerung unterstellt werden (Wirtschaftsdemokratie). Zum zweiten muss die durch soziale Ungleichheit hervorgerufene Machtdifferenz beseitigt werden (demokratischer Sozialstaat). Zum dritten muss die Macht von Bürokratie und Expertokratie durch kooperative Formen der Willensbildung ersetzt werden (Vitalisierung der Demokratie). Dabei geht es auch darum, Rechte von BürgerInnen gegenüber Verwaltungsabläufen zu stärken. Damit sollen Möglichkeiten eröffnet werden, scheinbar „sachliche“ Verwaltungsentscheidungen zu politisieren. Diese Projekte setzen wir der aktuellen Demontage der Demokratie entgegen.
 
 
Meine Bemerkungen: 
Was ist „Expertokratie“? 
> M.E. muss es sowohl Expertokratie als auch kooperative Formen der Willensbildung geben. Die Frage ist für mich eher, Erkenntnisse bzw. Entscheidungen von Experten einer gesellschaftlichen Kontrolle zu unterziehen. Es gibt Untersuchungen die belegen, dass ein gemitteltes Ergebnis einer Gruppe von Experten schlechter ist als das Ergebnis eines dieser Experten. Es gibt leider Momente im Leben, wo der Experte die Möglichkeit benötigt, seine Ideen gegen eine Anzahl von gegensätzlichen Auffassungen durchzusetzen. Nur so ist Entwicklung denkbar. Selbstverständlich müssen die Risiken seiner Handlungen gesellschaftlich kontrollierbar und beeinflussbar bleiben. 
Ich bin mir auch nicht sicher, ob nicht, wo „Expertokratie“ draufsteht, eher nicht ausreichend legitimierte und von Einzelinteressen getragene Entscheidungen dahinter stecken. Insoweit betrachte ich das Kämpfen gegen Expertokratie als populistisch. 
5. Zentrale Planwirtschaftsmodelle sind gescheitert. Aber auch der Kapitalismus ist offensichtlich unfähig, die Lebensbedingungen dauerhaft abzusichern. Wirtschaftsdemokratische Ansätze haben hingegen den Vorteil, dass sie die Verfügungsgewalt über die Produktionsbedingungen sowie die demokratische Steuerung der Wirtschaft ohne zentralistische Detailplanung ermöglichen. Infrastrukturentscheidunge dürfen nicht durch privatwirtschaftliche Gewinninteressen bestimmt werden, sondern müssen im Ausgleich der Interessen aller Betroffenen getroffen werden. Dafür bedarf es wirtschaftsdemokratischer Entscheidungsprozesse und Institutionen. Auf einzelbetrieblicher Ebene ist die Mitbestimmung der Beschäftigten auszubauen. Auf regionaler, nationaler, europäischer und globaler Ebene mündet dies in eine zu entwickelnde Rahmenplanung. Notwendig sind dafür Eingriffe in das Privateigentum, um dieses demokratisch zu ver„öffentlichen“.
 
 
Meine Bemerkungen: 
Wieso sind „Zentrale Planwirtschaftsmodelle gescheitert“? 
> M.E ist hier ein Modell gemeint, welches von einem Zentrum aus fast alle Entscheidungen fällt, ohne Möglichkeiten untergeordneter Hierarchien effektiv zu nutzen und diese auf der Basis von (systembedingt) unzureichender Information realisiert. Wer sagt, dass nicht andere, bisher nicht praktizierte Modelle mit einer Zentralgewalt effektiv sein können? – Her fehlt mir der systemtheoretische Ansatz, um diese obige Behauptung so stehen zu lassen. Aber selbstverständlich sind die (überall auf ähnliche Weise) in den sozialistischen Ländern praktizierten zentralistischen Planwirtschaftsmodelle gesetzmäßig gescheitert und hier wird „Zentrales Planwirtschaftsmodell“ als Synonym dafür verwendet.
Allerdings wird hier ein Modell mit einer Gesellschaftsordnung verglichen, wobei impliziert wird, dasss zentrale Planwirtschaftsmodelle gleich Sozialismus /Kommunismus (?) bedeuten – wieso eigentlich? In den nachfolgenden Sätzen wird ein durchaus mögliches Modell skizziert. Ich behaupte, dass ich mit diesen Sätzen sogar das Planwirtschaftsmodell in der früheren DDR beschreiben könnte, wenn man voraussetzt, dass auch dort schrittweise Verbesserungen möglich gewesen wären. Somit sollte hier von den „in den früheren sozialistischen Ländern praktizierten zentralistischen Planwirtschaftsmodellen“ gesprochen werden und davon, dass die bisher praktizierten Wirtschaftsmodelle des Kapitalismus ebenfalls offensichtlich unfähig sind ...
> ebenso finde ich, dass „Eingriffe in das Privateigentum“ zu pauschal beschrieben sind. Zum ersten ist hier wahrscheinlich das Eigentum an den Produktionsmitteln (die eilweise auch heute vergesellschaftet werden) und die ungleiche Aneignung des gesellschaftlichen Mehrproduktes gemeint aber zum anderen sind doch während der Überführung des jetzigen kapitalistischen Modells in ein anderes Modell derartige Eingriffe in das vorherrschende Privateigentum von Produktionsmitteln notwendig und bedingen ein neues Verteilungsmodell. – Warum sollten dann noch solche Eingriffe notwendig sein, wenn das Individuum nur noch den ihn gehörenden und verantwortbaren Teil besitzt?



Editorial

Liebe LeserInnen,



am Anfang schien alles einfach. „Die Kommunisten, weit entfernt, unter den gegenwärtigen
Verhältnissen mit den Demokraten nutzlose Streitigkeiten anzufangen, treten
vielmehr für den Augenblick in allen praktischen Parteifragen selbst als Demokraten
auf. Die Demokratie hat in allen zivilisierten Ländern die politische Herrschaft des Proletariats zur notwendigen Folge, und die politische Herrschaft des Proletariats ist die erste Voraussetzung aller kommunistischen Maßregeln. Solange die Demokratie noch nicht erkämpft ist, solange kämpfen Kommunisten und Demokraten also zusammen, solange sind die Interessen der Demokraten zugleich die der Kommunisten“, schrieb Friedrich Engels 1847. Republik gegen Monarchie: Ha! Sollten sie zittern, die geschminkten Despoten, vor dem demokratisch wählenden Plebs, der permanenten Revolution des Stimmzettels, der Dynamik des sich emanzipierenden Mobs.
Die Sache mit der Demokratie wurde dann aber komplizierter. Nachdem die Untertanen sich das Wahlrecht, später das für Sozialistenparteigänger, am Ende sogar das für Frauen, erkämpften, verzichteten der neugeborene Bürger und die neugeborene Bürgerin auf Stimmzettelrevoluzzerei. Und Engels Postulat blamierte sich in der Praxis, denn die Kommunisten gaben auf, für die Demokratie und damit die politische Herrschaft des Proletariats zu arbeiten. Der Stalinismus trennte die Demokratie von der Linken. Darüber nahmen beide Schaden: Die Demokratie, weil seither als „demokratisch“ gilt, wenn, wie Hermann L. Gremliza einmal schrieb, ausgemacht ist, dass kein Gesetz gegen den erklärten Willen der Deutschen Bank zustande kommt. Und die Linke, weil ihr weder AnhängerInnen noch Proletariat zutrauten, ein solches Gesetz jemals zustande zu bringen. Ohne den Zaubermantel der Demokratie wurde aus dem linken Riesen ein kleiner Gnom in verkniffener Gestalt von Berija, Kádár, Bilak, Jaruzelski, Honecker. Und die real existierende Demokratie nahm die höhnische Gestalt von Kiesinger, Filbinger und Strauß an: die Macht des Geldes, die Abwehr von Dissidenz, die Unterstützung faschistoider Militärregime von Algerien bis Chile.
So weit, so schlecht. Vielleicht sollten ja nicht nur KommunistInnen den DemokratInnen Kommunismus lehren, sondern auch DemokratInnen den KommunistInnen Demokratie. Die Selbstbewegung des Raumschiffs Freiheit im All Gesellschaft wird anders nicht zu bekommen sein. Der „Prager Frühling“ bot 1968 einen Ausblick: Binnen weniger Monate explodierte der politische Prozess, die Selbstaufklärung des Volkes. Die tschechoslowakische Linke, sich zurücksuchend zur Einheit von KommunistInnen und DemokratInnen, eingeklemmt zwischen verkniffenen und höhnischen Gestalten des Ostens wie Westens, scheiterte darüber.
Doch die Aufgabe bleibt. Wir luden deshalb in dieser Ausgabe Menschen ein, mit uns nach der Demokratie zu suchen. Die Suche ist schwierig. Vieles ist verschüttet, einiges zerstört, anderes noch gar nicht entdeckt worden. Doch wir suchen weiter nach einer Gesellschaft, in der Gestalten wie obige nichts zu melden haben und Banken keine Gesetze machen können.




die unvollendete

Thesen der Redaktion zu Demokratie und Herrschaft

Redaktion prager frühling

1.Die Linke hat sich seit ihrem Entstehen für Demokratie eingesetzt. Das Ziel dabei war kurzfristig, die Wehrhaftigkeit der Beherrschten zu verbessern. Perspektivisch ging es um eine Gesellschaft, in der alle frei und gleich ihre Interessen artikulieren können, um auf dieser Basis eine gesellschaftliche Selbststeuerung zu erreichen. Deshalb stellt die bürgerliche Demokratie eine Errungenschaft dar: Wahlrecht, Gewaltenteilung, Rechtsstaat und Meinungsfreiheit sind Essentials linker Politik.
2. Emanzipatorische Kämpfe sind daran orientiert, gesellschaftliche Bedingungen dahingehend zu verschieben, dass schon getroffene Entscheidungen anfechtbar bleiben und sich neue „Anliegen“ politisch artikulieren lassen. (So galt beispielsweise „Gewalt gegen Frauen“ lange als individuelles Problem; erst die Frauenbewegung hat „Gewalt gegen Frauen“ als politisches Thema etabliert.) Der Kampf um Demokratie ist damit immer ein „unvollendetes Projekt“, ein anhaltender Prozess.
3. Die bürgerliche Demokratie ist eine Herrschaftsordnung, die durch systematische Privatisierung der Produktionsverhältnisse und durch Naturalisierung ökonomischer Prozesse gekennzeichnet ist. Dies führt dazu, dass sich die ökonomischen Gesetzmäßigkeiten hinter dem Rücken der Menschen vollziehen und sich der bewussten demokratischen Steuerung entziehen. Sie führen zudem zu ungleichem Einfluss: Interessen können nicht mehr gleichberechtigt vertreten werden, wenn sie mit unterschiedlicher ökonomischer Potenz wahrgenommen werden.
4. Die Linke begnügt sich deshalb nicht mit der bürgerlichen Demokratie, sondern zielt auf eine sozialistische, auf radikale Demokratie: Nicht nur im politischen System, sondern auch in Schule, Betrieb und Familie sollen Aushandlungs- und partizipative Entscheidungsprozesse nicht-legitimierte Herrschaft zurückdrängen. Zum einen müssen hierfür die volkswirtschaftliche Produktionsweise und die betriebswirtschaftlichen Methoden einer demokratischen Steuerung unterstellt werden (Wirtschaftsdemokratie). Zum zweiten muss die durch soziale Ungleichheit hervorgerufene Machtdifferenz beseitigt werden (demokratischer Sozialstaat). Zum dritten muss die Macht von Bürokratie und Expertokratie durch kooperative Formen der Willensbildung ersetzt werden (Vitalisierung der Demokratie). Dabei geht es auch darum, Rechte von BürgerInnen gegenüber Verwaltungsabläufen zu stärken. Damit sollen Möglichkeiten eröffnet werden, scheinbar „sachliche“ Verwaltungsentscheidungen zu politisieren. Diese Projekte setzen wir der aktuellen Demontage der Demokratie entgegen.
5. Zentrale Planwirtschaftsmodelle sind gescheitert. Aber auch der Kapitalismus ist offensichtlich unfähig, die Lebensbedingungen dauerhaft abzusichern. Wirtschaftsdemokratische Ansätze haben hingegen den Vorteil, dass sie die Verfügungsgewalt über die Produktionsbedingungen sowie die demokratische Steuerung der Wirtschaft ohne zentralistische Detailplanung ermöglichen. Infrastrukturentscheidunge dürfen nicht durch privatwirtschaftliche Gewinninteressen bestimmt werden, sondern müssen im Ausgleich der Interessen aller Betroffenen getroffen werden. Dafür bedarf es wirtschaftsdemokratischer Entscheidungsprozesse und Institutionen. Auf einzelbetrieblicher Ebene ist die Mitbestimmung der Beschäftigten auszubauen. Auf regionaler, nationaler, europäischer und globaler Ebene mündet dies in eine zu entwickelnde Rahmenplanung. Notwendig sind dafür Eingriffe in das Privateigentum, um dieses demokratisch zu ver„öffentlichen“.
6. Radikale Demokratie betont nicht nur gleiche Beteiligungschancen, sondern gleiche Möglichkeiten, sich tatsächlich einzubringen. Es geht also darum, die demokratischen Rechte substantiell zu unterfüttern. Politisches Engagement darf weder an geschlossenen Institutionen noch an Armut scheitern. Eine angemessene Antwort darauf ist eine soziale Infrastruktur, die sich an dem Leitbild des „demokratischen Sozialstaates“ orientiert. Der demokratische Sozialstaat wird nicht mehr und nicht weniger sein als Garant der Zugehörigkeit aller BürgerInnen zur Gesellschaft. Für eine funktionierende Demokratie sind die Planbarkeit im eigenen Leben, Angstfreiheit vor Behördenwillkür und realvorhandene Gestaltungsperspektiven wichtige Bedingungen. Deshalb schlagen wir u.a. eine hochwertige öffentliche Infrastruktur, wie z.B. kostenfreien Busund Bahnverkehr, sowie einen abgesicherten Einkommenskorridor von 1.000 bis 40.000 Euro monatlich vor: Jeder und jede muss in jeder Lebenssituation wenigstens 1.000 Euro haben. Zudem ist nicht ersichtlich, welche Leistung es rechtfertigt, mehr als das Vierzigfache des Mindesteinkommens zu bekommen; zumal die Zeit fehlt, solche Summen in Konsum umzusetzen. Deshalb sind wir für ein Maximaleinkommen von 40.000 Euro monatlich. Durch eine Begrenzung des Einkommens hätte die öffentliche Hand mehr Mittel fürs Soziale.
7. Aktuell erleben wir eine Demontage der Demokratie. Der Feldzug gegen das Öffentliche, der Angriff auf Grund- und Bürgerrechte und die Inlandnahme z.B. des Bildungssystems durch private Unternehmen gefährden die Demokratie. Die zunehmende soziale Spaltung erschwert die Kommunikation über die eigene Schicht hinaus. Ganze soziale Gruppen verabschieden sich aus dem demokratischen Prozess. Die Demokratie verkommt so zur Mittel- und Oberschichtendemokratie.
8. Die Stärkung des Individuums gegenüber der Verwaltung erfährt eine Herausforderung durch das E-Government, dessen Ziel die Digitalisierung aller Verwaltungsvorgänge ist. Elektronischer Personalausweis, digitale Gesundheitskarte und Jobcard-Verfahren statten alle mit rechtsverbindlichen digitalen Identitäten aus. Damit wandern die Schnittstellen zur Verwaltung in die Brieftaschen. Der Mensch ist virtuell immer im Beisein des Staates und wird somit für den Staat lesbar. Das Wissen darum, dass alles Handeln automatisch gespeichert wird, befördert Selbst-Regierung durch Selbst-Disziplinierung. Aussichten auf Emanzipation liegen in Ausgestaltungsformen, die für BürgerInnen ein Maximum an Verfügungsgewalt über sämtliche Daten gestatten: Das bedeutet, dass keine Transaktion mit Daten einer Person stattfinden kann, ohne dass diese die Verwendung dieser konkreten Daten zuvor gestattet hat.
9. Demokratie ist mehr als Urnen-Zettelwerfen in Jahresrhythmen. Demokratische Herrschaft soll Machtkontrolle sicherstellen. Sie ist deshalb auf individuelle Freiheitsrechte angewiesen. Einerseits muss die Umsetzung der Entscheidungen umfassende Beachtung finden. Anderseits muss der Schutz von Minderheiten vor willkürlicher oder nicht-legitimierter Herrschaft der Mehrheit gewährleistet sein. Deshalb steht die Linke für eine partizipative Willensbildung und grundrechtlichen Schutz vor willkürlicher Herrschaft. Maßstab hierfür ist, die Dominanz von strukturstarken Interessengruppen (Verwaltung, Parteiapparat, MandatsträgerInnen, „ExpertInnen“, LangrednerInnen, ZeithaberInnen, HonoratiorInnen usw.) zurückzudrängen. 
10. Dies betrifft auch die Entscheidungsfindungen innerhalb der politischen Parteien. Schließlich spiegelt sich die Erosion der Demokratie in der Erosion der Mitgliederpartei, in deren Folge das Parteileben durch „straffe professionelle Führung“ ersetzt wird. Jedoch kann es im Umkehrschluss nicht um das bloße Einfordern von Basisdemokratie gehen, womöglich noch missverstanden als „Ich bin Basis. Und Basisdemokratie herrscht, wenn ich besonders viel rede.“ Die Erfahrung zeigt, dass vermeintlich „basisdemokratische“ Entscheidungen schnell durch strukturstarke Interessengruppen dominiert werden, die sich selbst zur Basis erklären. Solche Prozesse befördern häufig eins: informelle Herrschaft. Radikale Demokratie meint deshalb weder falsch verstandene Basisdemokratie noch vermeintliche Professionalität durch straffe Führung. RadikaldemokratInnen setzen sich ein für eine lebendige Mitgliederpartei, die Partizipationsräume, z.B. bei der Ausgestaltung von Kampagnen, bereithält, in der Entscheidungen im Vorfeld breit diskutiert werden und in der zudem ein Verständnis für demokratisch legitimierte Verantwortlichkeiten herrscht.
11. Erwachsen aus den Kämpfen gegen Sozialabbau besteht eine historische Aufgabe der Partei DIE LINKE nun darin, zur Vitalisierung der Demokratie beizutragen. Wenn man wie wir die bürgerliche Demokratie für einen historischen Fortschritt hält, so darf man nicht tatenlos zusehen, wie sie demontiert wird. Die bürgerliche Gesellschaft ist notwendig voller Konflikte, in denen es Partei zu ergreifen gilt. Auch wenn sie eine begrenzte Demokratie darstellt, bietet sie nicht nur Möglichkeiten, sondern auch die Notwendigkeit zum Eingreifen.




Die &#8222;fünf Giganten&#8220;

Gegenwart und Zukunft des Sozialstaats

Stephan Lessenich
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		Raoul de Fries


Der Sozialstaat steht
zu Beginn des 21. Jahrhunderts, nach dem Ende der langen
Nachkriegszeit, vor groen Herausforderungen. Der
entgrenzte, flexible, wissensbasierte und finanzmarktgetriebene
Kapitalismus des spten 20. Jahrhunderts, der gegenwrtig
 mit noch offenem Ausgang  zum Gegenstand massiver,
international koordinierter staatlicher Sorgearbeit geworden ist, hat
das auf den nationalen, standardisierten, industriellen Kapitalismus
zugeschnittene Nachkriegsmodell des (west-)europischen
Sozialstaats zunehmend alt aussehen lassen. Zwar ist es
keineswegs so, als habe sich  wie marktliberale (und
evidenzresistente) Kritiker des Sozialstaats im Zweifelsfall immer
noch gerne behaupten  das berkommene sozialpolitische
Institutionensystem in der Vergangenheit als vllig rigide,
sprich vernderungsresistent und reformunfhig,
erwiesen. Doch hat dieses Institutionensystem, das in seiner
Funktionslogik durch und durch von den Arbeits- und Lebensweisen der
hochindustriellen Gesellschaftsformation der Nachkriegszeit
geprgt ist (und die Arbeits- und Lebensweisen dieser so
genannten fordistischen ra umgekehrt mageblich
geprgt hat), in der Tat mit dem Tempo der soziokonomischen
und soziokulturellen Vernderungen in jngerer Zeit nicht
mithalten knnen. Der Sozialstaat hinkt dem Wandel der
kapitalistischen Produktionsweise und der durch diesen Wandel sich
stellenden (um es ganz klassisch auszudrcken) sozialen
Frage hinterher  bzw. genauer, im Plural einer
pluralistischen Gesellschaft formuliert, den neuen sozialen
Fragen unserer Zeit.


William Beveridges
Five Giants der Nachkriegszeit


Die Frage, die sich in
diesem Kontext stellt, lautet also nicht, ob der institutionelle
Wandel des Sozialstaats im postfordistischen,
sptindustriellen Zeitalter weitergeht, sondern vielmehr, in
welche Richtung der Sozialstaat sich in Zukunft bewegen wird 
und soll. Betrachtet man die gegenwrtigen Herausforderungen an
den Sozialstaat in ihrer Breite und ihrer Tragweite, dann erscheint
die Erinnerung an die berhmten, von William Beveridge dereinst
identifizierten Five Giants der Nachkriegszeit nicht
ganz weit hergeholt. Zur Erinnerung: Beveridge legte Ende 1942 im
Auftrag der britischen Regierung einen auch als Beveridge
Report (welt)bekannt gewordenen Plan zur Reform des
britischen Wohlfahrtsstaats vor, der nach 1945 unter der
Labour-Regierung Attlees Zug um Zug (allerdings, wie nicht nur in
Deutschland blich, nicht unbedingt eins zu eins)
umgesetzt wurde. Entstanden auf dem Hhepunkt des Zweiten
Weltkriegs, ersonnen und durchgefhrt unter den spezifischen
historischen Bedingungen eines allgemein als nationale politische
Aufgabe erachteten sozialen Wideraufbaus nach
Beendigung der Kriegshandlungen, war der Beveridge-Plan ein
beeindruckendes, bis heute wohl einzigartiges Dokument umfassender
ffentlicher Sozialverantwortung. Er wurde getragen nicht nur
durch die  gleichsam kaum zu vermeidende  kollektive
Einsicht aller politischen Akteure in die materiale Notwendigkeit
staatlicher Sozialhilfen, sondern auch von einem lodernden Idealismus
in Bezug auf die Schaffung einer neuen, gerechten Gesellschaft, fr
die zu kmpfen es sich gelohnt haben sollte. Jobs, homes,
health, education, and a decent standard of living: Das war, um es in
eine mglichst kurze Formel zu bringen, das Versprechen fr
den typischen britischen Arbeiterhaushalt, der Leib und Leben fr
Krone und Vaterland eingesetzt (und womglich gar verloren)
hatte. Wie an der Auflistung der Zielgren erkennbar,
sollte der neue britische Wohlfahrtsstaat  der im Grunde
genommen auch erst seither als solcher bezeichnet werden kann 
nicht allein auf der Umgestaltung der Einkommenstransferleistungen,
sondern auch und vor allen Dingen auf der Neuausrichtung von sozialen
Diensten und sozialer Infrastruktur beruhen. Das Beveridge-Modell
moderner Sozialstaatlichkeit ging ber einen bloen Fokus
auf Geldzahlungen zugunsten einer umfassenden (heute wrde
man wohl sagen: total quality management-) Perspektive auf die
Verbesserung der Lebenslage sozialer Akteure hinaus.


Die problematisierenden
Konzepte, mit denen Beveridge damals den grundlegenden Reformbedarf
des zuknftigen Sozialstaates ins Bewusstsein von Politik und
Publikum rief, sind als die so genannten five giants 
die fnf sozialpolitischen Grundbel seiner Zeit  in
die Sozialpolitikgeschichte eingegangen: Want, Ignorance, Disease,
Squalor, Idleness. Gegen jedes dieser Riesenbel
schlug Beveridge ein eigenes Instrument sozialpolitischer
Bearbeitung vor  und erst dieses gesamte Instrumentarium
schien ihm hinreichende Garantien fr eine effektive Politik des
sozialen Fortschritts zu bieten. Ein Wohlfahrtsstaat,
der seinen Namen verdiene, knne sich nicht auf Programme zur
Sicherung eines angemessenen (Mindest-)Einkommens in den typischen
Notlagen der Lohnarbeiterexistenz konzentrieren oder gar darauf
beschrnken  selbst wenn, wie es Beveridge grundstzlich
forderte, der Zugang zu diesen sozialen Sicherungssystemen offen
gestaltet, also von der britischen Tradition der stigmatisierenden
Bedrftigkeitsprfung (means testing)
abgelassen und zum Prinzip des universellen Rechtsanspruchs
bergegangen werde. Want, verstanden als Mangel an
monetren Mitteln zur unmittelbaren Sicherung des alltglichen
Lebensunterhalts (sprich: Armut), sei nur ein Teil der riesigen
sozialen Probleme der Zeit, und eine auf die Bekmpfung dieses
bels zugeschnittene Sozialversicherung daher auch nur ein
Teil der Problemlsung. Groe Gruppen der britischen
Bevlkerung  und damit die britische Gesellschaft 
litten zudem an Unwissenheit (bzw. mangelnder Bildung 
Ignorance), Krankheit (bzw. mangelndem
Gesundheitsschutz  Disease) und Schmutz (womit
mangelhafte Wohnverhltnisse gemeint waren  Squalor),
was folglich intensive politische Anstrengungen im Sinne einer
Garantie des universell-egalitren, also freien und gleichen
Zugangs zu ffentlichen Erziehungs- und Bildungseinrichtungen,
ffentlichen Gesundheitsdiensten und ffentlich gefrdertem
Wohnraum notwendig mache. All diese Manahmen sollten
schlielich im Kontext einer neuartigen Verantwortung der
ffentlichen Hand fr eine Politik der Vollbeschftigung,
also des freien und gleichen Zugangs zur Erwerbsarbeit, stehen 
einer aktiven Politik gegen das bel der Arbeitslosigkeit also.
Dass Beveridge diesen Giganten auf dem Weg zum sozialen Wiederaufbau
allerdings nicht Unemployment oder Joblessness
nennt, sondern als Idleness  sprich: Miggang
 bezeichnet, ist in der Tat bezeichnend. Denn diese
Begriffswahl verweist nicht nur auf die lange, auch damals noch
lebendige britische Tradition einer liberalen
Armenpolitik, der die arbeitsfhigen Armen als undeserving
poor, d.h. als eine der ffentlichen Hilfe unwrdige
Population, galten. Sie ist  ber den britischen Fall
hinaus  Ausweis der tiefen kulturellen Verankerung einer
erwerbsgesellschaftlich geformten und wohlfahrtsstaatlich
institutionalisierten Arbeitsethik, die in der Redewendung vom
Miggang als aller Laster Anfang
berhistorisch-alltagsweltlichen Ausdruck gefunden hat und
noch heute erkennbar die Grenzen, bzw. genauer: eine der wesentlichen
Grenzen jeglichen sozialpolitischen Universalismus markiert.

Am Ende der langen
Nachkriegszeit: Die fnf Riesen der Gegenwart


Es muss nicht eigens
betont werden, dass die sozialen Herausforderungen der Gegenwart
gnzlich anderer Natur und Qualitt sind als jene, die
Beveridge zur Mitte des 20. Jahrhunderts vor Augen hatte. Wir bewegen
uns  denken, handeln und argumentieren  heute in den
hoch entwickelten kapitalistischen Gesellschaften in einem Kontext
nicht von Zerstrungen der materiellen Infrastruktur und
wirtschaftlicher Unterversorgung weiter Teile der Bevlkerung,
sondern im Rahmen eines historisch nie dagewesenen, in der Breite
wirksam gewordenen, die individuellen wie kollektiven
Lebensfhrungsmuster tiefgreifend prgenden
gesellschaftlichen Wohlstands. Materielle Not aufgrund fehlender
Produktionsmglichkeiten gehren der Vergangenheit an, die
ungeheuren (und sich nach wie vor fortsetzenden)
Produktivittssteigerungen der vergangenen Jahrzehnte haben
Beveridges Gesellschaftsutopie  Freedom from Want
 in den fortgeschrittenen Marktkonomien des Westens
realisierbar werden lassen.


Und dennoch: In eben
diesem Rahmen, auf eben diesem Entwicklungsstand der
sptindustriellen Gesellschaft erleben wir gegenwrtig
die Wiederkehr  in neuem Gewand  der sozialen
Fragen, die Renaissance sozialer Ungleichheiten und
Ungleichheitserfahrungen, die Rckkehr der Unsicherheit in
die Mitte der Wohlstandsgesellschaft. Diese Prozesse haben viel
mit dem eingangs angesprochenen Wandel vom fordistischen
zum flexiblen Kapitalismus zu tun, nicht weniger aber auch mit dem in
jngster Zeit eben jenen Wandel sozialpolitisch
nachvollziehenden, selektiven Umbau des Sozialstaats von einem
sorgenden zu einem gewhrleistenden,
von einem auf abstiegsvermeidende Statussicherung des
Normalarbeitnehmers zielenden zu einem auf die
quasi-unternehmerische Eigenverantwortung und Selbstsorge flexibler
Arbeitskrfte setzenden institutionellen Arrangement. An
unterschiedlichen Orten der Gesellschaft  in der Mitte wie an
den Rndern, im verunsicherten Facharbeitermilieu wie im
expandierenden Niedriglohnsektor, in prekren Wohlstandslagen
wie im abgehngten Prekariat  erhalten die
sozialen Fragen gegenwrtig eine Dringlichkeit, eine
Dynamik und eine Relevanz, wie sie ihnen zuletzt vielleicht
tatschlich vor ber einem halben Jahrhundert, an der
Schwelle zum Zeitalter der langen Nachkriegsprosperitt, zu
eigen waren.


In diesem, mit Blick
auf Beveridges Zeiten zugleich eingeschrnkten wie doch auch
wieder gleichgerichteten Sinne kann heute von den fnf
Riesen auf dem Weg zur Rekonstruktion des Sozialstaats der
Gegenwart die Rede sein. Anders als bei Beveridge sollten allerdings
 der spezifischen Ausgangssituation fortgeschrittener
Wohlfahrtsstaatlichkeit Rechnung tragend  die
gigantischen Zukunftsaufgaben unserer Zeit von
vornherein positiv bestimmt werden, somit nicht Mngellagen,
sondern Zielbestimmungen als Schlagworte der Sozialreform
dienen: Arbeit, Bildung, Partizipation, Autonomie, Mue.



Arbeit, die letzte (und
zugleich oberste) Bezugsgre des Beveridge-Plans ist auch
 und anders kann es gar nicht sein  die erste des
Sozialstaats der Zukunft. Die Lohnarbeit als Strukturmerkmal der
kapitalistischen Vergesellschaftung, die Zentralitt der
Erwerbsarbeit fr die individuelle und kollektive
Lebensfhrung, fr die Denk- und Handlungsweisen in
dieser Gesellschaft sind soziale Tatsachen ersten Ranges; sie lassen
sich nicht wegdiskutieren. Doch ebensolche Tatsachen sind auch 
selbst wenn man berzogene Krisendiagnosen nicht teilen mag 
der Strukturwandel der Erwerbsarbeit, die langsame Erosion der
Normalarbeit, die in den letzten Jahrzehnten
vollzogenen Vernderungen in den Mglichkeiten, Bedingungen
und Formen abhngiger Beschftigung, die Ausweitung von
persnlichen Selbstverwirklichungsansprchen an die (und in
der) Erwerbsarbeit, die Tendenzen auch eines erweiterten
Verstndnisses  und zwar nicht allein in so genannten
alternativen Milieus  von gesellschaftlich
sinnvoller Ttigkeit jenseits der Erwerbsarbeit. Man sollte
beide Seiten nicht gegeneinander ausspielen wollen: Wir leben in
einer Gesellschaft, die durch und durch Erwerbsgesellschaft ist, aber
ihren Charakter als solche erkennbar verndert. Gesellschaftlich
bzw. gesellschaftspolitisch relevante Vorstellungen einer zuknftigen
sozial(staatlich)en Ordnung werden an dieser Doppeldiagnose nicht
vorbeikommen.


Dass Bildung eine der
riesigen konstruktiven Aufgaben der Sozialstaatsreform
sein wird, drfte heute auerhalb jedes Zweifels stehen.
Auch wenn man die pauschale Rede vom bergang in die
Wissensgesellschaft durchaus nicht ohne Weiteres
teilen mag, so kann doch die Erwartung als gesichert gelten, dass
Bildung als Zuteilungsmechanismus gesellschaftlicher
Lebenschancen in Zukunft an Bedeutung eher noch gewinnen wird. Zwar
sollte man sich in diesem Zusammenhang wiederum keine naive
Vorstellung von einem bildungspolitischen Positivsummenspiel
machen, in dem Bildung fr alle zu etwas anderem
als (bestenfalls) einem neuen gesellschaftlichen Rolltreppeneffekt
(Robert Castel) fhren knnte: denn Bildung ist
definitionsgem ein positionales Gut, das nur bei
ungleicher Verteilung (den jeweils Bessergebildeten)
Wettbewerbsvorteile garantiert, und auch in Zukunft werden sich die
Distinktionspraktiken der brgerlichen Mittelschichten in
auerordentlichen Bildungsrenditen widerspiegeln. Dessen
ungeachtet drfte aber eben auch (und weit mehr noch als zu
Beveridges Zeiten) gelten, dass ohne Bildung alles nichts
ist  und dass, ganz gleich ob nun innerhalb oder auerhalb
des Erwerbsarbeitssystems, der Zugang zu den oben bezeichneten
Positionen gesellschaftlich ntzlicher, anerkannter und
gesicherter Lebensfhrung allein ber ein (wachsendes) Ma
an institutionell garantiertem und zertifiziertem Bildungserfolg
mglich sein wird.


Beveridges Modell eines
modernen Sozialstaats beruhte auf der Idee des freien und gleichen
Zugangs zu ffentlichen Leistungen, Diensten und Gtern 
und damit auf dem Prinzip universeller Partizipation. Die Frage
allgemeiner Zugangs-, Beteiligungs- und Teilhaberechte wird auch
zuknftig Dreh- und Angelpunkt staatlicher Sozialpolitik
sein. Beveridges Vorstellung sozialpolitisch vermittelter
Partizipation war nun allerdings insofern von allenfalls halbierter
Universalitt, als sie rund um die Sozialfigur des mnnlichen,
weien Arbeiters konstruiert war. Der Sozialstaat der Zukunft
wird der sozialen Herausforderung einer Gewhrleistung gleicher,
und d.h. nicht zuletzt auch geschlechtergerechter und
herkunftsneutraler, gesellschaftlicher Teilhabemglichkeiten
gerecht werden mssen. Dabei wird es notwendig auch um den
engeren Kreis der Sozialpolitik berschreitende Fragen nach
industriellen Teilhaberechten, also nach
wirtschaftsdemokratischen Ansprchen auf Mitbestimmung in
Betrieben und Unternehmen zu gehen haben.


Sozialpolitik kann 
prototypisch hierfr mag eben die politische Intention des
Beveridge-Plans stehen  verstanden werden als die Herstellung
institutioneller Bedingungen fr individuelle Autonomie. Die
Tatsache, dass solcherlei Handlungsspielrume im Kontext der
kapitalistischen Vergesellschaftungsform prinzipiell durch
sozialstaatliche Interventionen und Institutionen zu erffnen
und offen zu halten sind, gilt es zunchst weder emphatisch als
potenziell systemtranszendierend zu berhhen  noch
herablassend in ihrer realen Bedeutung fr die Lebensqualitt
der Menschen zu unterschtzen. Was ein Sozialstaat der Zukunft 
fr alle seine Brgerinnen und Brger - zu
gewhrleisten htte, wren individuelle Optionen des
selbstbestimmten Ausstiegs aus bzw. Widerspruchs in sozialen
Abhngigkeitsbeziehungen, erffnet durch eine konsequente
Individualisierung sozialer Rechts- und Teilhabeansprche.


Beveridges starkes
Pldoyer fr den Kampf gegen Arbeitslosigkeit als
Bekmpfung der idleness  der Faulheit,
Trgheit, Unttigkeit  der Menschen lsst einen
tiefen Einblick in die Deutungswelt nicht nur des damaligen Ratgebers
seiner Majestt, sondern auch noch der Sozial(staats)reformer
der heutigen Zeit zu. Trgheit, Unttigkeit, Passivitt:
So lautet auch noch (oder wieder) die der aktivierenden
Wende der Sozialpolitik des vergangenen Jahrzehnts zugrunde
liegende Problemdiagnose  weshalb die institutionelle
Mobilisierung der Menschen zu Bewegung, Ttigkeit, Aktivitt
zur Leitidee der sozialstaatlichen Reformprogrammatik des
beginnenden 21. Jahrhunderts geworden ist. Das Menschenbild
strukturell passiver, aktivittsaverser, arbeitsscheuer Subjekte
sitzt tief und ist fest verankert in den Einrichtungen und Regularien
des Sozialstaats der Erwerbsgesellschaft verankert  eines
Sozialstaats, der andererseits doch strukturell auf die
Arbeitsbereitschaft, den Leistungswillen, die Aktivierbarkeit
seiner Brgerinnen und Brger setzt. Wie passt beides
zusammen? Wie stellt sich der Sozialstaat der Zukunft zur Frage des
Miggangs? Und wo liegen die Grenzen
zwischen dem Miggang (als, wie es so (un)schn
heit, aller Laster Anfang) auf der einen und der
Mue auf der anderen Seite  als spezifischer Form
menschlicher Aktivitt, die in einem funktionalen Zusammenhang
mit Arbeit und Bildung, Partizipation und Autonomie, d.h. mit dem
hier skizzierten Herausforderungssyndrom des
Sozialstaats steht?


Mue erscheint
heute, in der sich rastlos beschleunigenden Gesellschaft des
flexiblen Kapitalismus, als ein notwendiges Komplement individuellen
Engagements in Arbeit und Bildung, als eine materiale Voraussetzung
der Mglichkeit von Partizipation und Autonomie. Und doch kommt
sie  etwa in den zuletzt wieder neu entzndeten Debatten
um die Legitimitt und Praktikabilitt der
Grundeinkommensidee - unweigerlich in den Ruch der
Systemfeindschaft. Fr die Zukunft des
Sozialstaats drfte es von zentraler Bedeutung sein, diesen
politischen Dissens um Mue und Miggang wirklich
auszutragen. Denn ein Sozialstaat, der Arbeit und Bildung,
Partizipation und Autonomie  und damit die formalen,
materiellen und ideellen Grundlagen der Demokratie  sichern
will, der muss seinen Brgerinnen und Brgern auch jenes
fundamentale Recht auf Mue garantieren, das der flexible
Kapitalismus ihnen alltglich negiert. Erst damit, so knnte
man sagen, wre die Idee einer umfassenden ffentlichen
Verantwortung fr das Soziale im 21. Jahrhundert angekommen 
und Sir William Beveridge vom Kopf auf die Fe gestellt.




Wir sind alle Emmely!

Über betriebliche Herrschaft, Prekarisierung und Widerstand

Gruppe soziale Kämpfe (Berlin)

Berlin im Februar 2008: Während der laufenden bundesweiten Tarifauseinandersetzung im Einzelhandel kündigt die Supermarktkette Kaiser’s der Kassiererin Barbara E. – genannt Emmely – fristlos. Sie hatte, anders als viele andere im Einzelhandel Beschäftigte, einen unbefristeten Arbeitsvertrag. Seit 31 Jahren arbeitete sie als Kassiererin der Kaiser's-Tengelmann AG. Der Kündigungsgrund: Sie soll angeblich Pfandbons im Wert von 1,30 ¤ falsch abgerechnet haben. Emmely bestreitet die Vorwürfe und geht auch gerichtlich gegen die Kündigung vor. Der vermutete tatsächliche Grund der Kündigung: ihre Beteiligung am Streik im Einzelhandel. Obwohl sie vor und während des Streiks massiv eingeschüchtert und gemobbt wurde (unter anderem durch „Vieraugengespräche“ mit Vorgesetzten) organisierte sie den ver.di-Streik für höhere Löhne und gegen die Streichung der Sonderschichtzulagen.
  
Kaiser’s begründete den Rausschmiss mit der sogenannten „Verdachtskündigung“: Diese im deutschen Arbeitsrecht verankerte Klausel ermöglicht es Unternehmen die einseitige Kündigung auszusprechen – es reicht die Begründung, dass das Vertrauensverhältnis zwischen Beschäftigter und Unternehmen zerstört sei. Die im Strafrecht geltende Unschuldsvermutung ist hier ausgehebelt und haben Unternehmen ein Instrument zur Verfügung, Rechte von Beschäftigten auszuhebeln und unbequeme Beschäftigte loszuwerden.
  
Prekarisierung und Herrschaft
  
„Die Prekarität ist Teil einer neuartigen Herrschaftsform, die auf der Errichtung
einer zum allgemeinen Dauerzustand gewordenen Unsicherheit fußt und das Ziel hat, die Arbeitnehmer zur Unterwerfung, zur Hinnahme ihrer Ausbeutung zu zwingen.“ (1)


  
Der Fall Emmely steht exemplarisch für Strategien von Einzelhandelsunternehmen, Prekarisierung und erweiterte betriebliche Herrschaft zu kombinieren. Betriebliche Herrschaft zielt darauf, die Entstehung von kollektiven Interessen und Solidarität unter Beschäftigten zu verhindern. Sie kombiniert Fragmentierung der Belegschaften mit der Anrufung einer betrieblichen Gemeinschaftsideologie, umfassender Kontrolle und Überwachung am Arbeitsplatz (nicht nur im Falle des bekannt gewordenen Videoüberwachungsskandals bei Lidl) sowie der gezielten Repression gegen widerständige und gewerkschaftliche aktive Kolleg_Innen und Betriebsräte. Hinzu kommen geschlechtsspezifische Herrschaftsstrategien: sexistische Anmache durch überwiegend männliche Vorgesetzte und Manager, gezieltes Ausnutzen segmentierter Arbeitsmärkte, um eine gefügige und gespaltene Belegschaft zu erzeugen: Untern den Beschäftigten sind viele befristet beschäftigte Allein-Erziehende mit ‚geringer Qualifikation’ oder MigrantInnen mit geringen Arbeitsmarktchancen.
  
Der Organisierungsgrad im Einzelhandel ist gering, gesellschaftlicher Druck und eine kritische Öffentlichkeit sind schwach. So können Unternehmen oft erfolgreich auf das Arbeitsrecht zurückgreifen, um kollektive Schutzrechte (wie den Kündigungsschutz) außer Kraft zu setzen. Unternehmen wie Kaiser’s setzen auf eine systematische Politik der Einschüchterung und Erzeugung von Unsicherheit, um das Streik zu unterlaufen und die Organisierung von Beschäftigten zu verhindern (in diesem Fall mit Erfolg, da Emmely eine der Wenigen war, die in ihrer Filiale den Streik aufrecht erhielt). 
  
Der Handel war als klassischer Ort von „Frauenarbeit“ ein Vorreiter der Prekarisierung. Unternehmen wie Kaiser’s ersetzen in den letzten Jahren verstärkt Festangestellte durch befristet Beschäftigte und Aushilfen. So arbeitet inzwischen ungefähr ein Drittel der Verkäufer_innen bei Kaiser’s als Aushilfen, Leiharbeiter_innen, 400-Euro-Jobber_innen, Praktikant_innen für 6,25 Euro oder 7,50 Euro brutto die Stunde, in Spät- und Nachtschichten ohne Zuschläge. In der mehrere Monate dauernden Tarifrunde 2007 bis 2008 setzten die Unternehmen unter anderem auf den Einsatz von Leiharbeiter_innen um den Streik zu brechen.
  
Wir sind alle Emmely! Widerstand und neue Bündnisse
  
Emmely hat sich durch die Kündigung nicht mundtot machen lassen und kämpft weiter für Wiedereinstellung und eine angemessene Entschädigung. Sie klagt, nachdem sie in erster Instanz verlor, vor dem Landesarbeitsgericht Berlin gegen die Verdachtskündigung. Zur Unterstützung von Emmely hat sich ein Solidaritätskomitee aus linken Aktivist_innen, Gewerkschafter_innen und Beschäftigten gegründet, das durch Aktionen und Veranstaltungen versucht, die Öffentlichkeit für eine Solidarisierung zu gewinnen. Auch ver.di soll so zu einem verstärkten Engagement bewegt werden und dazu, Fälle von Verdachtskündigungen und Repression gegen Streikende im Einzelhandel und anderen Branchen in Zusammenhang zu bringen.
  
Die Unterstützung von widerständigen Kolleg_innen ist ein Ansatz, um gegen betriebliche Herrschaft und prekäre Lohnarbeit vorzugehen. Während des Einzelhandelsstreiks wurden in Berlin neue Bündnisse zwischen streikenden Beschäftigten, Gewerkschafter_innen aus unterschiedlichen Bereichen, linken Gruppen und Kund_innen eingegangen, um den Streik zu unterstützen. An diesen Erfahrungen muss angeknüpft werden, um langfristig Gegen-Macht zur Herrschaft durch Prekarisierung aufzubauen. Entscheidend ist dabei, ob es gelingen kann, die konkreten Kämpfe durch solidarische Bündnisse zu verstärken und auf ein zu findendes Gemeinsames auszurichten: gegen die verallgemeinerte Prekarität, Herrschaft und den alltäglichen Raub der Würde in unterschiedlichen Arbeitsverhältnissen. 
  
Informationen zum Stand des Emmely-Prozesses, Widerstands und Spendenkontos: http://emmely.org
(1) Pierre Bourdieu (1998a): Prekarität ist überall. In: 	Gegenfeuer. Wortmeldungen im Dienste des Widerstands gegen die 	neoliberale Invasion. Konstanz: UVK, 96-102. 




Progressives Gestalten oder Aneignung des Gemeinsamen?

Sonja Buckel und Franziska Drohsel im Gespräch



Prager Frühling: Plötzlich ist die Regulierung der Finanzmärkte durch den Staat in aller Munde. Selbst die FDP verkündet angesichts der Finanzkrise vollmundig, sie sei schon immer für einen starken Staat gewesen. Wie seht Ihr das? Brauchen wir einen stärkeren Staat?
Franziska: Mit dem Begriff starker Staat habe ich meine Schwierigkeiten. Das Problem in den letzten Jahren und Jahrzehnten war in meinen Augen keines von grundsätzlicher Schwäche von Staaten. Es gab die politische Entscheidung, eine Politik der Deregulierung und Liberalisierung zu forcieren und den Staat aus dem Marktgeschehen in vielen Bereichen rauszuhalten. Das ist keine Frage von Stärke oder Schwäche, sondern eine Frage, welche Politik man will. Derzeit sieht man, dass eine solche Politik nicht nur zu sozialer Ungleichheit sondern auch zu Krisen gigantischen Ausmaßes führt. In meinen Augen war und ist es richtig, dass man für eine soziale Regulierung des globalen Kapitalismus kämpft. Grundsätzlich brauchen wir aber eine andere Gesellschaftsordnung, eine Gesellschaftsordnung jenseits des Kapitalismus.
Sonja: Ich würde sagen, wir haben ihn längst. Momentan ist es eher der neoliberale Diskurs, der schwer angeschlagen ist, als der vermeintlich »schwache Staat«. Denn dieser Diskurs, der in der Mitte der 70er Jahre begann und vor allem seit den 90ern hegemonial geworden ist, hat erst die Vorstellung eines durch die Globalisierung geschwächten und nicht mehr steuernden Staates produziert. Wenn man unter dem Staat ein widersprüchliches Ensemble von Apparaten versteht (repressiven, ideologischen, ökonomischen), in dem sich gesellschaftliche Kräfteverhältnisse materialisieren und das zudem mit dem Monopol kasernierter Gewalt ausgestattet ist, so sehe ich nicht, wo dieser Staat jemals »schwach« gewesen wäre - oder sind vielleicht die Gefängnisse, die Polizei oder die Schulämter abgeschafft worden? Und prinzipiell ist ein solcher »starker Staat« für eine gesellschaftskritische Bewegung etwas, was es eher zu überwinden denn zu proklamieren gilt, denn er stellt die verselbständigte Form des Politischen dar, die elitär und prinzipiell demokratiefeindlich ist und sich zudem historisch immer wieder zu autoritären Regimen zugespitzt hat – eine immanente Tendenz des Staates, die aus der grundlegenden relationalen Autonomie seiner Apparate resultiert.
Wenn heute dieser »starke Staat« mit der Finanzkrise in Verbindung gebracht wird, ist natürlich etwas anderes gemeint, dass nämlich die wirtschaftpolitische Rationalität des Neoliberalismus zu Ende geht: die staatliche Politik einer gigantischen Umverteilungsmaschinerie von unten nach oben, die dann als »Rückzug des Staates« zu Gunsten einer Gesellschaft von Selbst-Unternehmer_innen beschrieben wurde, obwohl im Gegenteil genau das alles staatlich organisiert und durchgesetzt wurde. Der Abbau des Wohlfahrtsstaates, die Privatisierung und Deregulierung der gesamten sozialen Infrastruktur ist eine wesentliche Verschiebung und Verlagerung von Macht innerhalb der Staatsapparate, die dem in den letzten 30 Jahren allmählich verschobenen gesellschaftlichen Kräfteverhältnis entsprach. Und genau diese Politik ist jetzt in der Krise, sodass Forderungen nach Konjunkturprogrammen, Zinssenkungen oder die Erhöhung der Löhne der unteren Klassen zur Ankurbelung der Binnennachfrage plausibel werden, während sie jahrzehntelang illusorisch erschienen. Und dieses Ende des Neoliberalismus ist natürlich etwas zu Begrüßendes, an das man politisch anschließen muss. Da der Staat die aktuell real existierende Organisation des gesellschaftlichen Allgemeinen, die historische Form des Politischen in den kapitalistischen Gesellschaften ist, werden sich die politischen Kämpfe zwangsläufig auch auf diesen beziehen müssen. An den Studiengebühren kann man das sehen: letztlich muss ein gebührenfreies Studium institutionell verankert sein. Langfristig wäre allerdings das Ziel, und das ist vielleicht der Unterschied zwischen parlamentarischen und außerparlamentarischen Gruppen, sich die allgemeinen Angelegenheiten, das Gemeinsame - wie Hardt und Negri sagen - wieder anzueignen und den Staat als zwanghafte Form des Politischen damit überflüssig zu machen. Bildung etwa selbst zu organisieren - jenseits von Verwertungszwängen und Disziplinierung. Das ist natürlich nicht von heute auf morgen möglich, weil wir erst mal lernen müssen, wie das überhaupt gehen soll. Aber man könnte sagen, die Finanz-, die Hunger- und die Klimakrisen ermöglichen es ja immerhin auch, endlich mal wieder die entscheidende Frage nach dem »Ende des Kapitalismus« zu stellen. Denn es zeigt sich jetzt auch in den Metropolen, dass diese gesellschaftliche Organisation nicht im Geringsten in der Lage ist, ein menschenwürdiges Dasein für alle Menschen zu ermöglichen.
Franziska: Die Chance, das Ganze, den Kapitalismus in Frage zu stellen, sehe ich gegenwärtig auch. Und es ist für mich faszinierend, auf welch großes Interesse die Diskussion über die Frage, wie eine andere Gesellschaftsordnung aussehen könnte, stößt. Daran muss man unbedingt anknüpfen. Wir Jusos sehen uns ja immer in so einer „Doppelfunktion“. Auf der einen Seite kämpfen wir für eine Gesellschaft jenseits des Kapitalismus und versuchen gegenwärtig die Zweifel am bestehenden Kapitalismus zu nutzen, um für systemkritisches Denken zu kämpfen. Auf der anderen Seiten wollen wir im Hier und Jetzt eingreifen und das heißt derzeit, sich dafür einzusetzen, dass es nach der Krise kein „Weiter so“ gib, sondern dass Regeln für die globale Finanzarchitektur durchgesetzt werden. 
Pf: Besteht nicht die Gefahr, dass eine linke Staatskritik am Ende dort rauskommt, wo die Initiative Neue soziale Marktwirtschaft steht, nämlich beim Plädoyer für eine Verschlankung des Staates?
Sonja: Ganz im Gegenteil. »Verschlankung des Staates« heißt ja genau besehen eine Verlagerung der sogenannten Staatstätigkeit von den Wohlfahrtspolitiken zu polizeilichen, sicherheitsrechtlichen und militärischen Politiken. Und das ist etwas grundlegend anderes als die Idee einer Aneignung der gemeinsamen Angelegenheiten. Apropos Gestaltung: Die Verlagerung wurde ja bezeichnender Weise auch und vor allem durch Rot-Grün durchgesetzt: Hartz IV plus Schilys Anti-Terrorpakete etwa. Auf diese Art der Gestaltung könnte ich gerne verzichten - aber ich nehme an, Franziska auch...
Franziska: Die Kritik an dem Ausbau des Überwachungsstaates und der Repression gegen Arbeitslose haben wir gemeinsam. Aber genau die beiden Beispiele zeigen, dass es eben notwendig ist, dass man um staatliche Politik kämpft, damit es eben nicht eine solche Politik gibt, sondern eine die zum Ziel hat, dass jeder Mensch selbstbestimmt leben kann. 
Pf: „Wer für eine fortschrittliche Politik kämpft, muss offensiv in die Auseinandersetzung um die Rolle und die Aufgaben des Staates gehen.“ So steht es in den Thesen zu jungsozialistischer Politik. Klingt wie eine Juso-Abwandlung von Münteferings Spruch „Opposition ist Mist“?
Franziska: Das ist gar keine Abwandlung, sondern in diesen zwei Sätzen steckt die meiner Meinung nach zutreffende These, dass über den Staat gesellschaftliche Veränderungen erreicht werden können. Ob Flüchtlinge, in diesem Land leben dürfen, ob jeder Mensch genug Geld zum Leben hat, ob es Studiengebühren gibt oder nicht, ist alles eine Frage von staatlichem Handeln. Deshalb ist es richtig, in die Auseinandersetzung um staatliche Politik zu gehen und dort für progressive Antworten zu kämpfen. Gleichzeitig muss man sich aber gleichzeitig vor einem vereinfachten Staatsbegriff in acht nehmen. Der Staat ist nicht per se gut oder per schlecht. Er ist ein Terrain von Auseinandersetzungen. Wenn man sich in diese Auseinandersetzungen begibt und das macht die SPD zweifelsohne, will man sich mit seinen Positionen durchsetzen und die Möglichkeit haben, staatliches Handeln zu gestalten. In diesem Sinne kann vielleicht der Satz von Franz Müntefering verstanden werden, dass es besser ist, selber gestalten zu können, als sich an dem, was andere gestalten abzuarbeiten.
Pf: „Staatliches Handeln“ soll von progressiver Seite gestaltet werden (Drohsel), die „Aneignung des Gemeinsamen“ soll die bestehende politische Form überwinden (Buckel). Aber beide Ansätze haben doch offensichtlich gegenwärtig ein Problem: In Hessen ist der erste Versuch eine halbwegs progressive Regierungsbildung auf den Weg zu bringen durch den SPD-Wirtschaftsflügel, durch die Medien und die Energie-Lobby erfolgreich torpediert worden. Außerparlamentarische Bewegungen treten zumindest in Europa gegenwärtig vor allem zeitlich begrenzt und eruptiv (z.B. in Griechenland oder bei den CPE-Protesten in Frankreich) als Protestbewegungen in Erscheinung – das alles scheint ziemlich weit von einer dauerhaften „Aneignung des Gemeinsamen“ entfernt zu sein...
Franziska: Natürlich sind die gegenwärtigen Zustände nicht rosig. Deshalb machen wir ja linke Politik um das zu ändern. Ich würde mir auch wünschen, dass es durchsetzbare parlamentarische Mehrheiten für linke Politik gibt und eine große außerparlamentarische Bewegung, die ordentlich Druck macht für progressive Projekte. Dass es sich mit beiden Elementen schwierig verhält, ist eben auch Ausdruck der gesellschaftlichen Zustände. Eine progressive Veränderung kann es nur geben, wenn immer mehr Menschen artikulieren, dass sie mehr soziale Gerechtigkeit wollen. Aber dafür müssen sie sich organisieren. Das ist schwierig geworden. Die klassische Arbeiterbewegung gibt es in der Form nicht mehr. Die Zeit der 68er, wo man aus der Sicherheit auf einen Arbeitsplatz sich auch mit vielen anderen Themen beschäftigen konnte, ist vorbei. Die wirkliche Antwort auf diese Frage hat die gesellschaftliche Linke noch nicht. Ich bin davon überzeugt, dass die Organisierungsfrage eine ist, an der wir arbeiten müssen. 
Sonja: Es ist immer schwierig, verfestigte Praxen aufzubrechen. Das ist momentan aber nicht schwieriger als etwa 1968. Die überkommene Politik ist doch schon seit längerem in der Krise. Das sieht man auch in Hessen: da standen 30 Jahre neoliberale Hegemonie auf der Kippe. Es gab zwar nur eine hauchdünne, aber es gab eine Mehrheit für eine post-neoliberale Politik. Und die Kräfte der Agenda-Ära in der Hessischen SPD sind in der Minderheit. Sie hatten eben nur die Medien und die bestehenden Strukturen und Gewohnheiten, also die ganzen alten Kräfte, noch auf ihrer Seite. Deswegen konnten vier uncharismatische Funktionäre, die von Vertretern des Flughafenausbaus und der Atomlobby gestützt wurden und die ihre Felle davonschwimmen sahen, das ganze Projekt aufhalten. Es ist eine massive und m.E. sexistische Kampagne gegen die Spitzenkandidatin der SPD angeleiert worden. Dann ist das Projekt gekippt. Aber man darf sich nicht die Definition des „Scheiterns“ von genau diesen Medien nun diktieren lassen. Das alternative Projekt muss jetzt neu und sicherlich mühevoll wieder organisiert werden, aber immerhin haben ja zentrale Akteure der alten Ordnung SPD und die Grünen bereits verlassen, etwa Wolfgang Clement und Oswald Metzger. 
War das neoliberale Projekt also bereits ganz schön angeschlagen, so hat ihm doch die Finanzkrise wirklich das Ende bereitet. Ich glaube, das erfassen wir in der Konsequenz noch gar nicht richtig. So lange ich lebe, gab es immer nur den Diskurs vom enger geschnallten Gürtel und wurden die sozialstaatlichen Errungenschaften zerstört und eine prekarisierte ArbeiterInnenschaft geschaffen. Und jetzt auf einmal geht ausgerechnet von den USA, also einem der Ursprungsländer neoliberaler Politiken, ein 820 Milliarden Konjunkturprogramm aus. In der BRD raten die sogenannten Wirtschaftsweisen, Institute also, die bekanntermaßen fast ausschließlich aus Marktfetischisten bestehen, plötzlich zu keynesianischen Maßnahmen. Die Maastricht-Kriterien, die ganz wesentlich für die restriktiven Haushaltspolitiken in Europa verantwortlich sind, sind nun schlicht irrelevant. Das sind doch gravierende Veränderungen. Das „Kapital“ von Marx verkauft sich in einer Woche so häufig, wie zuvor in einem Jahr. Also, hallo, wenn nicht jetzt eine alternative Politik eine Chance hat, wann denn dann? Wenn die Automobilindustrie staatlich gerettet werden muss, dann liegt es doch nahe, zu fordern, dass diese Unternehmen vergesellschaftet werden, dass die Beschäftigten die Produktion selbst organisieren sollen. Das Management schafft das ja ganz offensichtlich nicht. Und bei der Organisationsfrage darf man nicht nur auf die großen Verbände schauen. Es gibt ganz vielfältige linksradikale politische Gruppen, innerhalb derer überall gerade heiß diskutiert wird, wie man diese Situation für eine grundlegende Kapitalismuskritik nutzen kann. Gestern, ein Samstag vor Weihnachten, wurde z.B. von einer unbekannten Gruppe ein riesiges Transparent enthüllt vom Dach eines großen Frankfurter Kaufhauses, mitten im Weihnachtstrubel. Darauf sah man Marx und den Spruch „Rettungspakte für alle – ich klau mir was“. Dazu rieselte es Flugblätter von oben, in denen neben einem „guten Leben für alle“ eine gesellschaftliche Diskussion über die Alternativen zum Kapitalismus und eine gemeinschaftliche Organisierung und der Kampf gegen soziale Ungerechtigkeit gefordert wurde. Es gibt im Frühjahr diverse Demonstrationen und Vernetzungstreffen zu genau diesen Fragen. Alleine in Frankfurt gibt es zur Zeit eine Menge besetzte Orte, an denen gegenhegemoniale Praxen ausprobiert werden. Außerparlamentarisch passiert gerade eine Menge. Aber die Leute wollen nicht mehr repräsentiert werden, sie wollen ihre Angelegenheiten selbst in die Hand nehmen. 
Pf: Hilft es denn z.B. den Jusos, wenn die außerparlamentarische Bewegung mit Aneignungs- und „Ich klau mir was“-Aktionen „ordentlich Druck“ macht. Man könnte sich doch vorstellen, dass das in den meisten SPD-Kreisverbänden auf Unverständnis stößt.
Franziska: Grundsätzlich helfen außerparlamentarische Bewegungen für progressive Projekte dabei, auf die parlamentarische Politik Druck auszuüben. Es ist ein Unterschied, ob man bestimmte Forderungen quasi allein als Jugendorganisation in die Partei herein trägt oder ob man sich dabei darauf berufen kann, dass z.B. die Jugendgewerkschaften wie beim Thema Ausbildungsplatzumlage das gleiche fordern. Bewegungen können dazu beitragen, bestimmte Themen auf die Agenda zu setzen. Die globalisierungskritische Bewegung ist dafür ein gutes Beispiel. Das hilft uns natürlich, entsprechende Forderungen in der Partei zu vertreten, weil man dann eben nicht allein dasteht, sondern es eine breite Bewegung mit ähnlichen Forderungen gibt. Dass es eine unterschiedliche Form der Artikulation politischer Positionen gibt, ist klar, aber damit sollte man solidarisch umgehen.
Pf: Wenn der Selbstorganisierungsimpuls zutrifft, dann wird es jedoch zunehmend schwieriger die Organisationsfrage so zu beantworten, wie es die sozialistische Linke, auch die gewerkschaftliche Linke traditionell getan haben: In den Massenorganisationen wie der SPD und in den staatlichen Institutionen um Einfluss ringen, um dann entweder lächerliche Kleinsterfolge zu erzielen oder als linke Abgeordnete bzw. Gewerkschaftssekretär in der Sache sowieso nichts zu melden zu haben. Umgekehrt könnte man aber natürlich fragen, wieso gerade unter solchen Bedingungen ein Parteiprojekt wie DIE LINKE halbwegs populär ist, das ja einem klassischen Parteimodell entspricht.
Sonja: Das Problem liegt m.E. nicht darin, dass Parteien immer nur minimale Erfolge erzielen könnten oder dass es Massenorganisationen sind, sondern dass sie Staatsparteien sind. Das heißt, dass sie zu ganz wesentlichen Elementen der Staatsapparatur werden und damit mit dieser unweigerlich verschmolzen sind. Innerhalb des Staatsaufbaus sind sie zwar derjenige Zweig, in dem hegemoniale Kämpfe organisiert und institutionalisiert werden und in sofern weitaus offener für gesellschaftliche Einflüsse als etwa die Verwaltung oder die Justiz. Aber als staatliche Organisationen reproduzieren sie in ihrem Inneren die Trennung von Hand- und Kopfarbeit, bringen Führungskader hervor, entwickeln Führungstechnologien, halten den Raum des Politischen okkupiert, beanspruchen Allgemeinwohl- oder spezifische Interessen zu repräsentieren, verselbständigen sich sowohl gegenüber ihren Mitgliedern als auch gegenüber den Wähler_innen und tragen damit zur Enteignung des Politischen bei. Dass Parteien so funktionieren, ist nicht einem persönlichen Versagen ihres Personals geschuldet, sondern liegt strukturell in der spezifischen Logik des politischen Systems begründet, in der »politischen Form«, wie ich im Anschluss an Marx sagen würde. Das gilt auch für linke Parteien oder linke Teile von Massenparteien. Das sieht selbst der interessante Teil des wissenschaftlichen Mainstreams nicht anders: Parteiendemokratie ist nach Joseph Schumpeter immer »demokratische Elitenherrschaft«, die den eigentlichen »Volkssouverän« zum »Publikum« des politischen Systems degradiert – so Niklas Luhmann. Dessen muss man sich bewusst sein, wenn man Politik in Parteien betreibt. Und das ist leider nur ganz selten der Fall, Politiker_innen glauben ernsthaft, dass sie das Monopol auf die Politik hätten, dass etwa außerparlamentarische Politiken, seien es soziale Bewegungen oder große Lobbyverbände, nicht genuin politisch seien. Man kann das an den GRÜNEN sehen, die hatten zu Beginn durchaus ein Bewusstsein von der Eigenlogik der politischen Form, deswegen gab es ja auch etwa das Rotationsprinzip – um die Verselbständigung zu verhindern. Und ähnlich versucht das auch die LINKE. Um so ›normaler‹ Parteien allerdings werden, also, wenn sie etwa an der Regierung beteiligt werden wollen, um so mehr schneiden sie genau diese Anti-Verselbständigungs-Anker ab. Die GRÜNEN sind in dem Sinne schon längst eine ›normale‹ Partei, und ich sehe keine Anzeichen dafür, dass die LINKE einen anderen Weg einschlägt. Sie sind beide – und auch Teile der SPD – Knotenpunkte im Apparat für Politiken zugunsten auch der Subalternen, aber, und das ist der Punkt, immer schon um den Preis der Enteignung von deren demokratischer Selbstorganisation.
Franziska: Man kann den Standpunkt vertreten, dass man mit einem Engagement in einer etablierten Partei mehr zur Reproduktion dieses Systems als zu dessen Überwindung beiträgt. Wie es möglich sein soll, sich politisch zu organisieren, ohne an diesem System zu partizipieren, bestimmte Logiken zu übernehmen und es damit in irgendeiner Weise auch zu reproduzieren, konnte mir bisher niemand beantworten. Ich fand es deshalb immer den ehrlicheren Weg, sich bewusst zu machen, dass es nur richtig in einem System, das man für überwindenswert erachtet, nicht gibt. Folglich bewegen wir uns in Widersprüchen – überall und immer. Für ein Engagement in der SPD habe ich mich entschieden, weil ich immer für beides kämpfen wollte. Ich halte es für notwendig, die Kritik am Großen und Ganzen zu üben aber so lange es nicht so aussieht, dass der Kapitalismus demnächst überwunden wird, möchte ich auf die „Kleinsterfolge“ kämpfen. Und da würde ich auch immer die Frage stellen, ob es da immer nur um „Kleinsterfolge“ geht. Mir geht es gar nicht darum, jetzt hier alle Fehlentscheidungen der SPD mit Verweis auf andere „gute Entscheidungen“ zu relativeren aber man muss sich denke ich schon bewusst machen, dass es bei Reformpolitik eben nicht nur um Kleinkram geht, sondern natürlich darüber entschieden wird, wie Menschen leben können. Hätten wir eine parlamentarische Mehrheit für die Wiederherstellung des Asylrechts, wäre das nicht irgendein Kleinklein sondern eine ziemlich grundsätzliche Angelegenheit. Dafür lohnt es zu kämpfen.




Für ein Projekt radikalisierter Demokratie

Chantal Mouffe über Äquivalenzketten und Hegemoniepolitik (Text in englisch)



1. When we wrote ‘Hegemony and Socialist Strategy’at the beginning of the 80’s, our aim was to contribute to the reformulation of the socialist project in a way that would overcome the limitations that we saw both in the marxist and in the social democratic traditions. By then it had already become clear that a left wing project could not be formulated any more exclusively in terms of ‘class’ and that it was necessary to take account of the variety of struggles against subordination that were expressed in the new social movements. We believed that this required a critique of the economism that was dominant, albeit in different ways, in both communist and in social democratic parties. This is why an important part of the book is dedicated to the critique of essentialism and the elaboration of a theoretical framework allowing us to grasp the different forms of subordination that can exist in a society and the multiplicity of democratic struggles in which resistances against them can be manifested. We asserted that a left wing project had to be envisaged as the articulation of all the democratic struggles in a ‘collective will’ whose objective was the transformation of existing power relations and the establishment of a new hegemony. By introducing the reference to Gramsci’s idea of hegemony we were criticizing the idea – still widespread at that time- that a left-wing project in advanced Western liberal societies required a total revolutionary break with the existing institutions and the creation of a completely new society from scratch. In our view the false opposition between reform and revolution had to be abandoned and radical transformations were possible within the framework of liberal democratic societies. This is what we understood by ‘radical democracy’, a sort of immanent critique taking place inside those societies to force them to put into practice their professed ideals of liberty and equality. Those ideals- which were at the centre of the new political imaginary introduced by the democratic revolution – needed to be taken seriously and extended to an increasing number of social relations. This meant for example that democracy should not be limited to civil rights and political suffrage and that equality should also be implemented in a multiplicity of other fields, the economy of course but also in the relation between sexes, races. The central idea of the project of radical and plural democracy was that the democratic struggle had to be extended to all the fields were relations of subordination existed. 
2. The concept of ‘chain of equivalence’ refers precisely to this articulation of the different democratic struggles in a ‘collective will’. There are several aspects that need to be clarified to grasp what we meant by this concept. By asserting the need to establish a chain of equivalence between the democratic struggles we wanted first to put into question the thesis of the necessary centrality of the working class. Such a thesis was accepted like a dogma at the time and it impeded to acknowledge the importance of the other types of struggle. In a chain of equivalence there is no apriori privileged agent. Everything depends of the specific context and the relations of forces existing at a given moment. Secondly we also emphasized the need to link the diverse democratic struggles instead of leaving each of them fighting on its own- a thesis defended by some people influenced by Michel Foucault. Today it would of course be a critique of the position of the theorists of the ‘multitude’ like Hardt and Negri who claim that the different struggles do not need any articulation because they naturally converge in their opposition to Empire. The third aspect that I want to stress is that the creation of a chain of equivalence always requires the determination of an adversary. It is through their opposition to a common adversary that the chain of equivalence is established. This helps us to understand a last, important point. The fact that in a chain of equivalence the specificity of the struggles who constitute its parts is maintained and that their articulation does not lead to homogeneity and identity. It is only as far as they have this common adversary that the unity between the different struggles is created.
 
3. Chains of equivalence will of course depend on the struggles existing in different historical contexts and they will therefore take a variety of forms. But on a very general level one can say the following: they should articulate the various demands of social movements with the demands specific of workers. The aim is to link in a collective will the multiplicity of struggles taking places in a variety of social relations and institutions. Another way to put it is that a synergy should be established between the demands of the progressive sectors of the middle classes and the demands of the working class. I would like to clarify here an important difference between our idea of ‘chain of equivalence’ and the idea of a ‘rainbow coalition’ as it was put forward in those years in the USA by Jesse Jackson. According to our approach it is not enough to simply having different groups making a punctual alliance for a specific objective. This kind of alliance could indeed represent a first stage, which could later be transformed into a chain of equivalence. But the establishment of a chain of equivalence requires something else, the creation of new forms of subjectivity. The collective political subjects who take part in a chain of equivalence need to reformulate their aims so as to take account of the demands of the others groups. This means for instance that feminists would not define their objectives exclusively in terms of gender equality but would also embrace demands specific to workers struggles and those of other social movements: against racism, sexual discrimination, etc. And the same exigency applies of course to the other groups. In it only in this way that it would be impossible for the hegemonic powers to satisfy the demands of some groups by shifting the burden to others. For a new hegemony to be constructed this is really an essential point and this is why the construction of what Gramsci calls a new ‘common sense’ is central to a counter-hegemonic approach.
 
4. There is a tendency today in some left circles to insist that struggles taking place in civil society should not have anything to do with parties and trade unions and that they should be completely autonomous. Some theorists argue that the strategy for radical politics should be one of ‘exodus’, of desertion from all existing institutions. This seems to me a mistaken and dangerous perspective because I do not see how it is possible to profoundly transform the relations of power existing in a society without addressing the ‘nodal points of power’ that are represented by the ensemble of institutions through which a specific hegemony is constructed. For instance the power configurations that exist between some state institutions and capitalist corporations. This cannot be done by civil society alone and this is why those movements need to work with parties and trade unions. The case of the ‘piqueteros’ in Argentina which is so often presented as the model of the struggles of the multitude provides in my view that best example of the limits of such a strategy. They did manage through their street actions to bring down the De la Rua government but when the elections took place to choose a new government, they were completely unable to exercise any influence because they rejected the very idea of engaging with representative institutions. Their slogan was that all politicians should go, ‘que se vayan todos’. In my view such a strategy of desertion is clearly self-defeating and this is why I advocate, following Gramsci, a strategy of ‘war of position’, of ‘engagement with’ instead of this strategy of ‘withdrawal from’.
 
I would not deny of course that there is always the danger for social movements to be neutralized and manipulated by parties and they should indeed be vigilant but this is a risk that needs to be taken if they want to play an effective role in the construction of a new hegemony. 
 
5. With respect to the nodal points of power that need to be challenged we are currently facing a completely new situation. The crisis of financial capitalism offers the opportunity to challenge the main tenets of neo-liberal hegemony and to put forward an alternative model. It is illusory to believe in the availability of an total anti-capitalist alternative but a new mode of regulation of capitalism, a more progressive one, could emerge from the present crisis. The idea that the market is the solution to all problems and that the state is the enemy has been discredited and the state is clearly back. But what role is it going to play? Will it be limited to help the banks to solve their problems or can its intervention be directed to the correction of the profound inequalities created by decades of neo-liberalism? This is clearly the crucial issue today. The problem is that most social democratic parties in Europe are badly prepared for envisaging a solution that would represent a real democratic advance because they have been too much influenced by the dominant neo-liberal ideas. In fact many of them have played an important role in the process of deregulation which is at the origin of the present crisis. So I am not very optimistic in the short term but I think that a new terrain has been created that should favor parties, like Die Linke, that situate themselves on the left of social democracy, providing an increased credibility to their project and making them attractive to a variety of people who have become aware of the need for an alternative. Such an alternative cannot be, of course, a return to the traditional social democratic model whose shortcomings have created the terrain which has contributed to the rise of neo-liberalism. Moreover it is necessary to acknowledge that with the transition from fordism to post-fordism new conditions have arisen which call for different solutions. The elaboration of an alternative will take time and it requires the joining together of many different forces. I am certainly not in a position to provide a blueprint. I would like however to stress that such an alternative can only to be envisaged at the European level and this is why it is so important for the left in all European countries to begin working together towards a project of radicalization of democracy. Such a project needs to challenge the existing configurations of power relations within Europe but it cannot be limited to fight inequalities in Europe and it must have an international dimension. What is a stake is truly a new form of globalization that would allow for more equal relations at the international level. By establishing a chain of equivalence with exploited groups in other parts of the world, I am convinced that a European left could play a very important democratizing role in the multipolar world that is taking shape today.





im verein freier menschen ist demokratie am schönsten

Über den Fetischcharakter der Demokratie

Thomas Lohmeier
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Keynes fr Anfnger. Ein Crashkurs. Eine ganze Seite widmet die Sonntags-FAZ vom 4.1.09 im Wirtschaftsteil, eigentlich stets neoliberale Orientierungshilfe, John Maynard Keynes. konomInnen wrden, so die FAS, wieder sein uraltes Buch mit dem Titel The General Theory of Employment, Interest and Money aus ihren Regalen kramen. Auch die Politik bertrifft sich in Vorschlgen, wie die Konjunktur anzukurbeln sei. Staatliche Konjunkturprogramme, vor wenigen Monaten noch Teufelszeug Ewiggestriger, sind heute nur fr wenige glubige AnhngerInnen des Neoliberalismus ein Problem. Was ist geschehen?


Verkehrte Welt?
Wir wissen: Nicht einmal die Wahl Obamas bewirkte den Sinneswandel. Wenn, dann war es umgekehrt. Die Finanzkrise fhrte zum Sinneswandel der ffentlichkeit und seiner Wahl. Aber ist das nicht eine verkehrte Welt, in der die Insolvenz einer Investmentbank einen Paradigmenwechsel der Wirtschaftspolitik herbeifhrt, whrend demokratische Wahlen in den letzten zwanzig Jahren nur zu Varianten neoliberaler Politik fhrten? Es ist tatschlich eine verkehrte Welt. In dieser Welt erfahren die Menschen die Gesellschaftlichkeit ihres Produktionszusammenhangs als sachliche Verhltnisse. Ihre Arbeitsprodukte verwandeln sich in Waren, sobald sie zum Zwecke des Austausches zu Markte getragen werden. Dort scheinen sie zu anderen Waren in Beziehung treten zu knnen. So, wie die Dinge Gebrauchseigenschaften haben, haben sie auch einen Preis, der ihr Verhltnis zueinander bestimmt. Fllt der Preis einer Ware, scheint sie sich verndert zu haben. Der Markt wird zum sozialen Ort der Waren, wo sich diese nach geheimnisvollen Regeln tauschen. Die Menschen hingegen begegnen sich dort in sachlichen Rollen: KuferInnen und VerkuferInnen.Die Regeln des Marktes entwickeln dabei ein eigenes Leben. Als Bewegungsgesetze der kapitalistischen konomie werden sie zum Subjekt gesellschaftlicher Entwicklung, whrend die Menschen zu Objekten ihrer eigenen konomischen Verkehrsformen degenerieren. Nichts zeigt die Relevanz dieses von Marx im Kapitel ber den Fetischcharakter der Ware im Kapital geuerten Gedankens eindrcklicher als die gegenwrtige Finanzkrise, die die Menschen seit einigen Monaten wie eine Naturkatastrophe heimsucht, und der sie
vergleichbar einem Tsunami machtlos ausgesetzt sind. Kramen wir also nach diesem Textabschnitt im Kapital, um fr die Verkehrung der Welt eine Erklrung zu finden, um den schnen Schein der brgerlichen Demokratie zu verstehen, und um schlielich die Prmissen einer Demokratie fassen zu knnen, in der die Menschen selbst die gesellschaftlichen Verhltnisse bestimmen.


Verkehrte Menschen?
Die Verkehrung der Welt in den Kpfen entsteht, weil sich ihre Gesellschaftlichkeit erst im Austauschprozess ihrer Privatarbeiten zeigt und in diesem Prozess versachlicht wird. Der Mensch selbst wird zum Homo oeconomicus, Egoismus zu einer anthropologischen Konstante. Die Zuschreibung, dass der Mensch Egoist sei, beruht dabei auf realer Erfahrung und ist nicht nur Ideologie. Aber es sind die Verkehrsformen der kapitalistischen konomie, die den Menschen wirklich werden lassen, wie ihn die Volkswirtschaftslehre voraussetzt. Vor allem aber wird der Kapitalismus nicht mehr in seiner Genese und Vergnglichkeit, sondern nur als unabnderlicher Naturzustand begriffen. Ihre gesellschaftlichen Formen besitzen fr die Menschen, so Marx, bereits die Festigkeit von Naturformen. Sie reflektieren nicht mehr ber den historischen Charakter dieser Formen, sondern nur noch ber ihren Gehalt. Anders ausgedrckt: Die Menschen versuchen, sich den Sinn und das Funktionieren der gesellschaftlichen Formation zu erklren,
deren prinzipielle Vernderbarkeit sie aber nicht wahrnehmen. Die Marktwirtschaft wird als eine der menschlichen Natur entsprechende Wirtschaftsform erlebt und angepriesen. Andere Formen des Wirtschaftens werden als unvereinbar mit dem menschlichen Wesen, als bloe Utopie verworfen.
 
Liest man den Fetischcharakter der Ware unter demokratietheoretischen Aspekten, entdeckt man zudem auch einen Fetisch der brgerlichen Demokratie. Obwohl die Menschen im Wahlakt als Souvern erscheinen, sind die zur Wahl stehenden Alternativen begrenzt  und zwar auf die Form des gesellschaftlichen Lebens,
die ihnen als Naturform und deshalb unabnderlich erscheint. So wie auf dem Markt begegnen sich die Menschen auch im Wahllokal als Gleiche. Doch obwohl jede Stimme gleich gilt, legitimieren sie letztlich eine Gesellschaft der sozialen Ungleichheit, die aufgrund der Wandlung von konomischer in politische Macht auch eine der politischen Ungleichheit ist.

Verkehrte Produktionsform
Um die Verkehrung der brgerlichen Gesellschaft zu verdeutlichen, kontrastiert Marx sie mit einem Verein freier Menschen, in dem die Menschen mit gemeinschaftlichen Produktionsmitteln arbeiten und ihre vielen individuellen Arbeitskrfte selbstbewusst als eine gesellschaftliche Arbeitskraft verausgaben. Diesen Verein grenzt Marx von allen traditionellen Formen gemeinschaftlicher Produktion, wie zum Beispiel der patriarchalen Bauernfamilie, ab. Die Entscheidung, wie dieser Verein produziert und seine Ertrge verteilt, soll aber nicht irgendwie getroffen werden: Marx spricht von einer selbstbewussten Entscheidung. Selbstbewusste Entscheidungen eines Vereins freier Menschen ber Inhalt, Form und Verteilung ihrer Arbeit und Ertrge sind nur als demokratischer Entscheidungsprozess denkbar, weil diese nicht zweckrational zu bestimmen sind. Nur die Mglichkeit zur Partizipation kann die Einzelnen in diesem Verein zu Freien werden lassen.Die Analogie des Vereins freier Menschen muss daher als ein Marxsches Pldoyer fr radikale Demokratie interpretiert werden.
Marx Kritik der politischen konomie umfasst mehr als Fragen der Verteilungsgerechtigkeit. Letztlich geht es darum, die Bedingungen aufzuzeigen, in denen Menschen wieder zu Subjekten ihrer eigenen gesellschaftlichen und konomischen Verkehrsformen werden. Damit benennt Marx im Kapitel ber den Fetischcharakter der Waren nicht weniger als die Grundvoraussetzung der Demokratie.Zitate: MEW, Bd. 23, S. 89ff





es gibt kein außen mehr

Klare Kante für Eurosozialismus

Katja Kipping und Kolja Möller

Ende der 1960er Jahre forderte der belgische Marxist und Gründer der IV. Internationalen,
Ernest Mandel, dass die europäische Linke der „internationalen Kapitalverflechtung (...) die Alternative eines sozialistisch vereinten Europas“ gegenüberstellen müsse. „Rückfall in Kleinstaaterei“ jedenfalls sei — so Mandel — keine sinnvolle Antwort auf die Internationalisierung der Produktionsverhältnisse.*¹ Doch sein Plädoyer bleibt ungehört. Bis heute begegnen Linkstraditionalisten unterschiedlicher Couleur den zugegebenermaßen
ungünstigen Kräfteverhältnissen in der EU mit dem romantisierenden Blick auf die nationalstaatlichen Verfassungskompromisse der Nachkriegszeit. Problemlagen der deutschen Hochromantik — „Entwurzelungsgefahren“ und „Heimatliebe“ — stellen dann die Klaviatur bereit, auf der die Euro-Skeptiker ihre ideologische Begleitmusik zusammenstellen. Mandel hätte all dies zu Recht als gnadenlos unmarxistisch kritisiert. Für ihn war vielmehr folgende Frage von Interesse: Wie sieht eine progressive Antwort auf die Internationalisierung der Produktionsverhältnisse aus? Sein Fazit: Die Linke muss sich selbstbewusst auf das transnationale Terrain begeben und transnationale Streiks und Aktionen auf den Weg bringen.
Mandel steht nicht allein. Auch der französische Sozialdemokrat Jean-Jacques Servan-Schreiber und der Vordenker der alternativen Linken, André Gorz, plädieren schon Ende der 1960er Jahre dafür, die strategische Orientierung der Linken an den kapitalistischen Realitäten auszurichten. Der moderate Servan-Schreiber sieht Spielräume für eine europaweite Programmierung der Wirtschaft und eine vertiefte politische Integration, um die Abhängigkeit der europäischen Märkte vom US-Kapitalismus zu mildern.*² Gorz hingegen stellt die „Strategie der europäischen Arbeiterbewegung“ in den Mittelpunkt seiner Überlegungen: Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft produziert neue Widersprüche, der sich eine „europäisierte“ Gewerkschaftsbewegung annehmen müsse.*³
Heute wäre man froh, wenn die europapolitische Diskussion der Linken den analytischen Tiefgang und den visionären Überschuss von Sozialdemokraten wie Servan-Schreiber, von alternativen Linken wie Gorz sowie von Marxisten wie Mandel hätte. Nicht zuletzt die Auseinandersetzungen um das Europawahlprogramm der Linkspartei im Jahr 2008 zeigen, dass man sich immer noch sehr schwer damit tut, die Methode „nationaler Tellerrand“ zu überwinden. Die Motivationen dafür reichen von der inneren Überzeugung, dass die LINKE das Thema „Nation“ für sich besetzen müsse, bis zum wahltaktischen Opportunismus gegenüber einer vermuteten Anti-EU-Stimmung in der deutschen Bevölkerung. Die neoliberale Ausrichtung der EU-Integration sowie die Politik der Kommission sind nüchtern zu analysieren. Eine hinreichende Antwort auf die Frage, wie linke Politik auf den globalisierten Kapitalismus reagieren soll, ist allerdings nicht durch larmoyantes Klagen über die Neoliberalen dieser Welt aufzuspüren. Vielmehr braucht es „klare Kante“: Welche strategischen Schlussfolgerungen sind aus der Internationalisierung der Produktionsverhältnisse zu ziehen? Hier wachsen zarte Pflänzchen. Kürzlich haben zwei Gewerkschafter aus Baden-Württemberg, Bernd Riexinger und Werner Sauerborn, in einem Diskussionspapier darauf aufmerksam gemacht, dass sich eine nationalstaaatsfixierte Wirtschaftspolitik in eine strategische Sackgasse manövriert. Der „Nationalkeynesianismus“ ignoriere, „dass sich inzwischen supranationale Strukturen und Regulationen entwickelt haben, die neue Machtzentren bilden“.*⁴ 
Gerade der Widerstand gegen die aktuelle Rezession könne nur „grenzüberschreitend“ organisiert werden. In eine ähnliche Richtung weisen die Diskussionen innerhalb der außerparlamentarischen Linken um das Thema „Globale Soziale Rechte“. NGOs, Graswurzelbewegungen und Gewerkschaften versuchen sich daran, gemeinsame Ansatzpunkte dafür zu finden, wie demokratische und soziale Rechte im transnationalen Maßstab verankert werden können.*⁵ Die Nationalkeynesianer halten dagegen: Alles Spinnifax, die Musik der EU-Politik wird nicht in Brüssel, sondern in den Nationalstaaten gemacht und der Alltagsverstand der Bevölkerung ist mit so viel Europa auf einmal überfordert. Sie übersehen, dass es nicht nur um die jeweilige politische Ebene geht, sondern auch darum, wie politische Forderungen in einen Zusammenhang gebracht werden. Es wäre nämlich auch möglich, politische Forderungen, die sich auf einen Politikwechsel im Nationalstaat richten, als Einstieg in einen europaweiten Politikwechsel zu thematisieren: Geht es in der Steuerpolitik einzig um die Einführung einer nationalen Vermögenssteuer oder darum, mit einer Vermögenssteuer in eine andere, europaweite Steuerpolitik einzusteigen? Ist das Zukunftsinvestitionsprogramm der LINKEN Teil einer europaweiten Sicherung der öffentlichen Daseinsvorsorge oder dient es einzig der Produktion deutscher Spritschleudern?
Im Übrigen sollte man den Alltagsverstand nicht leichtfertig unterschätzen. Für viele ist Europa bereits heute eine unmittelbare Kooperationserfahrung — sei es am Arbeitsplatz, im Urlaub, über den schulischen Austausch, in Internet-Portalen oder bei Europäischen Sozialforen. Eine offensive, euro-optimistische Strategie der Linken ist nicht nur eine adäquate Antwort auf die kapitalistischen Realitäten, sie findet auch Anknüpfungspunkte
im Alltagsverstand — womöglich gerade bei denjenigen, die eine europäische Linke erreichen muss, wenn sie die Kräfteverhältnisse nachhaltig verändern will.
Zitate:
*¹ Ernest Mandel, Die EWG und Konkurrenz Europa-Amerika, Frankfurt Köln 1968, 99.
*² Jean-Jacques Servan-Schreiber, amerikanische Herausforderung, Hamburg
*³ André Gorz, Zur Strategie der Arbeiterbewegung im Neokapitalismus, Main 1967.
*⁴ Der Beitrag ist in der Rubrik unter www.prager-fruehling-magazin. veröffentlicht.
*⁵ siehe dazu z.B. das Internet-globale-soziale-rechte.de.




come together!

Zweite Frauenbewegung und linker Feminismus heute

Anita Eckhardt
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		Raoul de Fries


Bezeichnest Du Dich eigentlich als Feministin und was bedeutet das fr Dich? werde ich auf einer Veranstaltung gefragt, bei der ich mit anderen jungen Frauen auf dem Podium sitze. Thema ist die Gener@tion im Gesprch, geladen haben Frauen aus der Generation unserer Mtter. Es sind Frauen der zweiten Frauenbewegung, die hren wollen, wo die jungen Frauen heute stehen. Klar, ber diese Frage habe ich schon viel nachgedacht und geredet. Ich bin Feministin und nenne mich auch so. Dann aber wirds schwieriger: Denn was bedeutet es eigentlich fr mich, Feministin zu sein? 
Ich bin weder Alphamdchen noch Popfeministin, finde Alice Schwarzer gelinde ausgedrckt schwierig und erkenne doch an, dass sie fr die zweite Frauenbewegung eine unersetzliche Akteurin war und Groes erreicht hat. Als linker Mensch kann ich meine feministische Arbeit nicht ausschlielich als Arbeit in diesem System  und damit in staatlichen und institutionellen Programmen  aufgehen lassen. Gleichzeitig kann ich nicht ertragen, wie in linken Kontexten queere und dekonstruktivistische Politiken regelmig der Analyse realer Diskriminierungserfahrungen von Frauen, der Frage nach Organisierung und nach notwendigem Handeln in diesem System den Raum nehmen. Es ist schwer, sich mit diesem Erbe zu verorten. Aber es ist notwendig, frage ich mich doch selbst: Was macht die gesellschaftliche Situation heute aus und worauf kann ich mich als linke Feministin beziehen? Was sind feministische Anliegen darin, wie kann ich diese benennen und fr sie kmpfen? Und was mache ich bei all dem mit dieser bermchtigen zweiten Frauenbewegung?
Zuallererst: Das Wissen um die Kmpfe der zweiten Frauenbewegung ist weiterhin entscheidend! Ich spreche fr einen historischen Zugang mit Bezug auf die Kmpfe, wie sie in (West)Deutschland stattgefunden haben. Kontinuitten stark zu machen, ist deswegen wichtig, weil diese Bewegung das Hier und Heute so sehr geprgt und uns erfolgreich viele Vernderungen erkmpft hat. Viele der alten Themen  und damit die gesellschaftlichen Konflikte  sind die gleichen geblieben. Die Form des Protests ist es aber nicht. Die Frauenbewegung ist heute zu Ende. Sie ist nicht in einer Krise, sie macht keine Atempause, sie steht auch nicht still. Nein, sie ist tot. Doch die Abwesenheit der Bewegung als ihre eigene Schwche zu benennen, fhrt sich selbst ad absurdum. Es attestiert auch kein Versagen der jungen Generation. Die Abwesenheit ist vielmehr eine Folge und Zeichen des Erfolgs der Frauenbewegung. Sie hat diese Gesellschaft verndert. Herausforderung heute ist, in dieser Gesellschaft mit diesen Vernderungen eine Praxis zu finden, als linke Feministin agieren zu knnen. 
Ein historischer Zugang ermglicht es weiterhin, Strukturen von Hierarchisierung und Diskriminierung zu erkennen, und darum geht es. Feministische Fragen sind Fragen nach den strukturellen Diskriminierungserfahrungen von Frauen, die Ausdruck der Geschlechterverhltnisse und Ordnung der Geschlechter sind. Es geht dabei um Themen wie Gewalt gegen Frauen und den Umgang mit dem weiblichen Krper. Der Blick auf konomische Abhngigkeiten wirft die Frage nach reproduktiver Arbeit auf und vieles mehr.
Ein linker Feminismus muss heute eine doppelte Strategie verfolgen: Zum einen gilt es, feministisch innerhalb des Systems und seiner Mglichkeiten zu arbeiten und bis an die Grenzen alles auszuloten, um dem alltglichen Wahnsinn etwas entgegen zu setzen. So ist es schlicht nicht zu ertragen, wie viele Frauen tagtglich Gewalt erfahren. Zum anderen ist es genauso wichtig, Strategien zu verfolgen, die darber hinausgehen und an einer Theorie und Utopie fr einen ganz anderen Alltag und eine ganz andere Gesellschaft festhalten. Eine radikale Kritik der Verteilung  ob von Arbeit oder Reichtum  ist notwendiger Teil feministischer Diskussionen, die Reflexion der eigenen gesellschaftlichen (Macht)Position ist unverzichtbar. Eben dies fehlt dem neuen Feminismus oft. Alte und junge Feministinnen mssen respektvoll miteinander in Beziehung treten, denn es macht Sinn, auf Erfahrungen zurckzugreifen, Erfolge wie auch Defizite zu benennen. Wenn aber Gesprche nur unter dem Stichwort Generationenkonflikt verhandelt und allzu oft als mediale Schlammschlacht inszeniert werden, wenn jungen Feministinnen nur die Aufgabe bleibt, die groe Geschichte der Macherinnen fortzuschreiben, ist dies nicht nur zutiefst unproduktiv; es ist auch ein machtvolles Mittel zum Konterkarieren feministischer Anliegen.
Junge Frauen mssen sich zudem organisieren und Netzwerke bilden. Feminismus lebt durch Organisierungsprozesse von Vielen. Dazu mssen wir Rume schaffen  fr offene Diskussionen wie auch dafr, uns die alten Themen im vernderten Kontext anzueignen. Das betrifft beispielsweise so aktuelle Fragen wie die des  218 ebenso wie die Herausforderungen, die sich nach der neoliberalen Aneignung des Selbstbestimmungsbegriffs stellen.




utopische räume erobern

Eingreifende Populärliteratur am Beispiel der Ariadne Krimis

Frigga Haug und Else Laudan
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	Frigga Haug war Professorin fr Soziologie in Hamburg. Sie entwickelte die Erinnerungsarbeit (international angewandte Methode zur berschreitung von Selbstblockierungen) und schrieb ber 20 Bcher. Sie ist Herausgeberin der Zeitschrift Das Arg
	

Setzen wir voraus, dass eine von uns fr gut befundene Kriminalliteratur von den Menschen handelt, fr die Interessenkmpfe und Gewalttaten zum Alltag gehren. Hinzu kommt der Anspruch, dass soziale Wahrnehmung geschrft und das Publikum darin ausgebildet wird, die eigene Welt genauer zu sehen. Der Wunsch, die Gerechtigkeit mge siegen, wird ernst genommen und lsst so die Sehnschte nach einer besseren Gesellschaft greifbar werden. Dies macht die Lesenden zu Mitgestaltenden. Insofern kann man Antonio Gramscis Vorschlage fr eine Kulturpolitik aufnehmen, die in befreiender Absicht geschieht und doch die wirklichen Sehnsuchte der Menschen hier und heute nicht verfehlt. Setzen wir hier an und folgen Gramsci ber das Schreiben und Lesen von Kriminalromanen zum populrkulturellen Projekt: Es gilt, um einen kulturellen Brennpunkt ein Publikum zu scharen, sofern dieser Brennpunkt wahrhaft lebendig ist und Warme ausstrahlt. Dies gelang offensichtlich mit den Ariadne Krimis in den 1980er und 1990er Jahren. Die Aufgabe ist noch nicht abgegolten. Daher ist es wichtig, sich genau zu erinnern: Was war das Besondere, das Feministische an den Ariadne Krimis? Und wie sind sie heute? Gehen wir davon aus, dass Frauenunterdrckung in die herrschende Kultur eingeschrieben ist, dass sie in Regeln, Werten und gewhnlicher Orientierung auch von den Frauen selbst reproduziert wird, so muss in befreiender Absicht offenbar kulturzerstrerisch vorgegangen werden. Die in feministischen Krimis praktizierte Absage an Normalitt zeigt die Gewohnheiten als Fesseln und wird sogleich Eingriff in wirkliche Strukturen. Kurz: Um realistisch zu sein, mssen die Krimis utopisch sein. Sie entvlkern die wirkliche Welt von der bermchtigen mnnlichen Gegenwart und bevlkern sie mit Frauengestalten. Feministische Krimis vollfhren also eine Bewegung ins Utopische und mssen zugleich einer anderen Realitt zur Sprache verhelfen, in der Frauen aufrechte und handlungsfhige Menschen sind. Dafr muss Normalitt unselbstverstndlich, Vertrautes fremd und das Gemachte dekonstruiert werden. Wenn man die ersten Ariadne Krimis mit kulturkritischem Blick liest, kann man diese Doppelbewegung leicht erkennen: Weiblicher Alltag wird so beschrieben, dass seine Fesseln bewusster werden, zugleich sind die Heldinnen schon aus solchem Alltag ausgestiegen. Sie sind fremd in einer Weise, dass sie dennoch als Vorbild dienen knnen, und so wurden sie auch aufgefasst. Wo Angst und Kleinmut gewhnlich sind, ist berwindung von Angst und beherztes Vorgehen im Spiel, wo Ehe und Familie als Fesseln auftreten, ist Ausstieg angesagt  knapp die Hlfte der Ermittlerinnen ist lesbisch. Viele weibliche ngste reproduzieren gesellschaftliche Norm, die den Zutritt zu (fr Mnner selbstverstndlichen) Freiheiten versperrt: Frauenkrper gelten als leichte Beute fr Gewalttter, so dass Frauen nicht ohne mnnlichen Schutz auskommen. Unerschrockene Detektivinnen rttelten an dieser Selbstverstndlichkeit wie auch an der klassisch weiblichen Orientierung auf helfende Berufe, aufs Sich-opfern. Sie verschieben zudem den Blick auf andere Frauen: Die waren im traditionellen Krimi-Rollenmuster meist Konkurrentinnen um Mnner- Akzeptanz, im feministischen Krimi sind sie potenzielle Gefhrtinnen oder Geliebte. Denn zwischen Repression und Herrschaftsreproduktion braucht es Bndnisse zwischen Frauen, um Rume zu erobern, in denen Wunden heilbar, Freiheiten lebbar, Kompetenzen erfahrbar werden  kurz, um handlungsfhig zu werden. Autorinnen wie Dreher, Foster und Cannell griffen mit starken Identifikationsfiguren das romantische Element der groen Liebe auf und erweiterten es um aufrechte Frauenbeziehungen. Eine typische feministische Krimiheldin hat mit genau den Widersprchen zu tun, die jeder Frau das Leben schwer machen. So ist in der von vielen Leserinnen geschtzten Identifikation mit den Heldinnen politische Zustimmung zu ihrem Ringen um Handlungsfhigkeit enthalten. Ob frauenbewegt oder nicht, jede Frau, die sich abstrampelt, um in den realen Verhltnissen handlungsfhig zu sein und anderen dabei beizustehen, entspricht darin dem Ideal der Frauenkrimiheldin, wodurch klar wird, dass jede Frau eine Heldin sein kann. Unsere Leserinnen wrdigten dies mit der Abnahme von fast zwei Millionen Ariadne Krimis. An Kulturzerstrung erreicht wurde gewiss: Kritik an Sexualverhltnissen, die Installierung der lesbischen Heldin als Normalitt (Foster, Forrest, McDermid). Die Selbstverstndlichkeit der Orientierung auf als mnnlich wahrgenommene Berufe und Lebensweisen (Cody, Redmann), der Umgang mit Krper und Sprache. Im feministischen Projekt Ariadne geht es um eine Kultur, in der Frauen aufrechten Ganges strategische Pltze einnehmen, um das Heute und das Morgen mit zu gestalten. Da bleibt noch viel zu tun. Die jetzt hierzulande entstehenden feministischen Kriminalromane verknpfen den begonnenen Aufbruch mit unserer hiesigen Gegenwart und richten den Blick auch auf die Zukunft. Christine Lehmanns Serienheldin Lisa Nerz begann ihren ersten Fall im Milieu der deutschen Frauen- und Lesbenbewegung und entwickelt sich seitdem als wandelndes Experiment mit dem Genderbegriff: Lisa Nerz geht manchmal als Mann, wohin Frauen nicht gehen knnen, ermittelt im Edelpuff, in der Staatsanwaltschaft, auf Schulhfen und in finsteren Hhlen. Ihr siebter Fall Nachtkrater fhrt sie gar ins Weltall, nur um dort die irdischen Widerspruche zugespitzt anzutreffen. Das feministische Kulturprojekt muss von ihr und anderen fortgesetzt werden, um die endgltige Absage ans weibliche Opfertum einzulsen und vor allem: eine Absage an Herrschaft.
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ein quantum patriarchat

trash revisited: James Bond

Christoph Spehr

Im Kino war der Neoliberalismus schon 2006 tot, ästhetisch liquidiert von James Bond. Nach Jahren des Bombasts war die Bond-Filmreihe an einem Endpunkt angelangt. Pierce Brosnan, Bond-Darsteller seit 1994, war zum Inbegriff neoliberaler Überheblichkeit geworden: immer locker, immer das gute Leben, ein zynischer Genussmensch mit teurer Kleidung und gepflegten Upper-Class-Manieren, für den nichts mehr Bedeutung hat. Das wollte nach 9/11 niemand mehr sehen.
Dann kam „Casino Royal“ und erfand Bond neu. Keine Raketen mehr im Kugelschreiber, keine Superautos, keine Gummiboot-Erotik mehr. „Casino Royal“ war der düsterste und realistischste Bond, den es je gab. Craig gab den Bond als role model moderner, intelligenter Proletarität. In der Schlüsselszene im Zug analysiert ihn Vesper Lynd als sozialen Aufsteiger, den seine Bindungslosigkeit zum idealen Rekrutierungsopfer für den MI6 machte und der die Oberklasse verachtet, weil sie ihn nie wirklich anerkennt. „Casino Royal“ handelt vom Zurechtkommen mit einer Welt, die nicht funktioniert, und mit einer männlichen Identität, die auf allen Seiten löchrig ist. Bond wird zum Opfer, wird gefoltert, verliebt sich ernsthaft, will den Dienst quittieren, verliert den Coup und kommt nur davon, weil Vesper einen Deal mit der dunklen Seite macht, der ihn rettet. Soviel Kontrollverlust war selten. „Ein Quantum Trost“ macht da weiter, wo „Casino Royal“ aufgehört hat, und fällt doch weit dahinter zurück. Die Story ist in rührend hilfloser Weise politisch korrekt. Das Kapitalisten-Netzwerk Quantum monopolisiert Wasservorräte und stürzt Regierungen, die nicht kooperieren, während das Volk zusieht. Regisseur Marc Foster stellt Shirley Eaton aus „Goldfinger“ nach, nur in Öl getaucht statt mit Gold überzogen: „Ich wollte zeigen, dass Öl das neue Gold ist.“ Wow. Schuld an allem ist nur das böse Finanzkapital, das spekuliert. Wenn die unterirdischen Dämme gesprengt werden, gibt’s wieder Wasser für alle. Wo „Batman Begins“ und „The Dark Knight“ sich ernsthaft auf die Agenda der Gegner einlassen, auf Ra’s Al Guls antiwestlichen Djihad und den anarchistischen Terrorismus des Jokers, ist Dominic Greene bloß lasch. Dass Bond zum ersten Mal keinen Sex mit dem Bond-Girl hat, zeigt nur, dass es darauf überhaupt nicht ankommt. Interesse, Ernstnahme, Auseinandersetzung: Fehlanzeige. Die einzigen relevanten Beziehungen für Bond sind die zur toten Vesper und zur Übermutter M. Wie der neue Bond hätte sein müssen, kann man sich am Titelsong anhören. „Another Way To Die“ ist das erste Duett der Bond-Filmgeschichte. Alicia Keys scattet sich die Seele aus dem Leib, und Jack Whites unheilvolles Gitarrenspiel erweckt einen Eindruck von „A Hard Rain’s A-gonna Fall“, von Keys‘ Piano lakonisch kommentiert wie ein trockener Martini. „Another Way To Die“ handelt von der Allgegenwart der Gefahr, von übersteigerter Aufmerksamkeit, von geteiltem Wissen, von Gleichwertigkeit.
Auch das Plakatmotiv mit Camille und Bond in der Wüste deutet jene Art von lässiger Gleichwertigkeit an, die der Film nicht einlöst. „Bond“, wir erinnern uns, bedeutet auch „the strong affinity that develops in some species between the male and the female“. In „Ein Quantum Trost“ entwickelt sich da gar nichts. Hinter Pierce Brosnan kommt aber eben nicht das Öko-Lehrbuch, sondern die Sehnsucht nach einer neuen Vergesellschaftung — auch auf der persönlichen Ebene, auch in den Geschlechterverhältnissen. Ohne das bleibt unterm Strich
nur ein Quantum Patriarchat.
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